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NATO-Strategien – 
gestern, heute und morgen
Es geht wie eh und je um Rußland, den ganzen Osten und um Bodenschätze. Von Hans-Werner Deim

Meine Damen und Herren, 
liebe Freunde! Es wendet 
sich an Sie ein ehemaliger 
Soldat der DDR und des 

Warschauer Vertrages, d. h. ein funktio-
nal-struktureller Gegner der NATO im da-
maligen Konfliktfeld. Die Gegnerschaft 
des Warschauer Vertrages zur NATO, aus 
der in den Schlachten des Kalten Krieges 
Feindschaft wurde, gewährleistete Stabi-
lität und Frieden in Europa. Heute sollten 
Worte mit ihrer Beweis- und Überzeu-
gungskraft und nicht Waffen mit glat-
ten und gezogenen Läufen eine derartige 
Wirkung entwickeln. 

Es geht mir um einige kurze Erwä-
gungen zu den NATO-Strategien in der 
historischen Zeit: gestern, heute und 
morgen. Strategien haben eine theore-
tisch-konzeptionelle und eine praktisch-
angewandte Seite. Ich wende mich in er-
ster Linie letzterer zu; denn sie hat oder 
schafft die Möglichkeiten, die Absichten 
erst zulassen.

Die NATO ist seit 60 Jahren das Streit-
kräfte- und Waffenarsenal des Westens. 
Mit ihm sollten nach den Vorstellungen 
und Plänen der westlichen Eliten die Völ-
ker und Staaten des europäischen Westens 
vor dem »Ungemach« des Sozialismus 
bewahrt und die Völker und Staaten des 
europäischen Ostens aus ihm befreit wer-
den. So ist es in kombinierter Anwendung 
aller Kampfformen eingetreten, aber die 
NATO setzt ihre Existenz und Entwick-
lung trotz getaner Arbeit fort, als gäbe es 
nur noch für Streitkräfte und Waffen in 
der Welt und Europa etwas zu tun. 

Worum ging und geht es ihr eigent-
lich? Es erweist sich: nicht hauptsäch-
lich um die Beseitigung der sogenannten 
Unrechtsregimes sowie die Unterwerfung 
der Aufmüpfigen, Unbelehrbaren und 
Andersgläubigen. Es geht wie eh und je 
um die kontinentale Masse Rußlands und 
des ganzen traditionellen Ostens sowie, 
immer mehr, um deren Boden-, Süßwas-
ser- und Kohlenwasserstoffschätze. Um 
sie kontrollieren und ihre Verwendung bei 
den absehbaren noch ernsthafteren Prü-
fungen der Menschheit durch die Natur 
beeinflussen zu können, sah der Westen 
es als geboten an, sich ihnen gegenüber 
in eine immer vorteilhaftere Position zu 
bringen. Das weite Vordringen der USA 
und NATO in die Tiefe Eurasiens erin-
nert zugleich einprägsam an die Zeit der 
Begründung der Idee eines derartigen eu-
roatlantischen Zusammenschlusses. Das 
war am Ende des 19. Jahrhunderts der 
Fall. Die US-Eliten erwogen schon da-
mals mehr als nur die abstrakte Möglich-
keit, die wirtschaftliche Auseinanderset-
zung mit den kapitalistischen Mutterlän-
dern Europas auf den bewaffneten Kampf 
auszudehnen. Unausweichlich wäre dann 
der Verbund proamerikanischer Staaten 
mit den USA geworden, gewissermassen 
ein Vorläufer der NATO. 

Es ging um das Grundproblem und 
Grundübel der kapitalistischen Forma-
tion, Interessen und Zielstellungen mit 
brachialer Gewalt auch gegen Artgleiche 
durchzusetzen. Diese Erscheinung hat 
mehr als 75 Prozent der Kriege der neuen 
und neuesten Zeit ausgelöst.

Auch in der heutigen Situation handelt 
es sich um eine die kapitalistische Forma-
tion betreffende Lebensfrage: Kann die 
Konkurrenz zwischen den beiden Kapita-
lismusmodellen, dem von den USA, Eur-
opa und Japan repräsentierten sogenann-

ten demokratischen sowie dem von China 
und Rußland vertretenen sogenannten 
autokratischen, zu Kriegen führen?

Die Führungseliten der USA und der 
NATO sagen offensichtlich dazu: ja! Die 
Entwicklung und Zukunft des Westens 
müsse auch mit Waffen und Streitkräften 
gegen die starken Asiaten und die wie-

der zu sich kommenden Russen erstritten 
werden, selbst wenn diese sich für kapi-
talistische Evolutionsmuster entschieden 
haben. 

Raumgewinn
An vorteilhaften Kampfbedingungen ar-
beiten die USA und die NATO schon 
seit Jahrzehnten. Besonders betrifft das 
Raumgewinn und umfangreiche Kräfte-
verschiebungen in die eurasische Tiefe. 
Die NATO vermochte die wichtigsten 
Nachteile ihrer geostrategischen Lage im 
Vergleich zum Kalten Krieg und, bei ihrer 
militärischen Gegenüberstellung zur Rus-
sischen Föderation, auch im Vergleich zur 
Zeit der Planung und Durchführung des 
Raubkrieges Hitlers gegen die UdSSR 
wesentlich zu korrigieren.

In der ehemaligen Moskauer Haupt-
richtung gibt es einen Raumgewinn von 
bis zu 700 Kilometern nach Osten. In 
der Leningrader und wiederum Moskau-
er Richtung aus dem Baltikum erreicht 
der Raumgewinn entsprechend 500 bis 
300 Kilometer. Um diese Entfernungen 
wachsen die räumlichen Möglichkeiten 
für die Dezentralisierung der militäri-
schen Potentiale, ihre Staffelung und 
Entfaltung. Um diese Entfernungen er-
höhen sich die Reichweiten der Groß-
waffensysteme der NATO. Gorbatschow 

und Jelzin wurden die billigsten Waffen-
konstrukteure der NATO.

Die Verantwortlichen in den Pla-
nungsstäben des Pentagon und der NA-
TO könnten »mit größeren Erfolgsaus-
sichten«, als sie den Generalstabschefs 
Napoleons und Hitlers, dem französi-
schen Marschall Berthier und dem Wehr-

machtsgeneraloberst Halder, beschieden 
waren, zu Werke gehen. Die nun quasi zu 
Grenzstädten degradierten St. Petersburg 
und Moskau könnten in die nächsten 
strategischen Zielabschnitte eingeglie-
dert werden. Auch »die allgemeine Linie 
Wolga – Archangelsk …«, wie in Hitlers 
Direktive Nr. 21, »Fall Barbarossa«, vom 
18. Dezember 1940 festgelegt, könnte als 
Anregung für die weiteren strategischen 
Aufgaben dienlich werden.

Neue Hauptgegner
Eine der markantesten Folgen der Glo-
balisierung der NATO besteht in der 
Verlagerung des Schwerpunktes ihrer 

militärpolitischen und militärischen Tä-
tigkeit. Das hat sie zur Schwenkung ihrer 
besonderen Aktivitätsachse aus dem Zen-
trum Europas um etwa 4 500 Kilometer 
nach Zentralasien genötigt. Aus dieser 
neuen Position umfaßt sie tief den post-
sowjetischen Raum. Die NATO ist bei 
Vorhandensein ausreichender operativer 
Flugplätze und nach Kräftemanövern nun 
in der Lage, jedes Zielobjekt auf dem Ter-
ritorium der Russischen Föderation mit 
konventionellen Mitteln zu bekämpfen. 
Diese Fähigkeiten besaßen bisher nur die 
strategischen Kernwaffenkräfte der USA. 
Der tiefe Schwenk ist in einer Art und 
Folgerichtigkeit erfolgt, die selbst westli-
che Experten überrascht hat.

In der Zeit des Kalten Krieges war 
die NATO das Kräftereservoir für die 
strategischen Streitkräftegruppierungen 
auf den von den USA festgelegten eu-
ropäischen Kriegsschauplätzen. Unter 
den veränderten geostrategischen Be-
dingungen bereiten die USA die Länder 
der NATO darauf vor, ihre langfristigen 
Hauptgegner in China und der ihm vor-
gelagerten arabisch-islamischen Welt zu 
sehen. Rußland bleibt für sie ein »un-
sicherer Patron«. Gegen ihn bietet das 
konventionelle NATO-Potential so viele 
Truppen, Kräfte und Waffen auf, daß sie 
den Streitkräften der Russischen Föde-
ration in deren europäischem Landesteil 
erdrückend überlegen sind.

Gegen die arabisch-islamische Welt und 
China braucht man neue Kräfte und Mit-
tel. Der dazu ausgelöste militärpolitische 
Prozeß nahm 1991 seinen Anfang. Die 
USA und die NATO nutzten jede sich bie-
tende Gelegenheit und jeden Vorwand –  
darunter Durchsetzung von Menschen- 
und Minderheitenrechten, Freiheit und 
Demokratie, Antiterrorkampf und Ent-
waffnung – um konzentrierte militärische 
Gewalt auszuüben. Auf diese Weise sind 
sie dabei, auf dem Weg über den Balkan 
und den Nahen Osten neue Potentiale 
für das neue geostrategische Zentrum im 
Raum des Dreiländerecks Afghanistan, 
Pakistan und China bereitzustellen. 

Die USA und der Nordatlantik-
pakt legten nach dem Kalten Krieg den 
NATO-Streitkräften nicht mehr die stra-
tegische Berechnungsgröße Felddivision, 
sondern Feldkorps zugrunde. Was einem 
Korps an operativen und Gefechtsmög-
lichkeiten potenziell entspricht, wird als 
Korpsäquivalent bezeichnet.

Die NATO unterhält seit dem Über-
gang vom 20. zum 21. Jahrhundert neun 
und unter Einbeziehung des Euro-Korps 
zehn ihrer zahlreichen Feldkorps in Be-
reitschaft zum sofortigen oder in kurzer 
Zeit vollziehbaren Gefechtseinsatz. Fünf, 

Generalmajor a. D. Hans-
Werner Deim, Jg. 1934, 
war u. a. Stellvertreter 
des Chefs des Haupt-
stabes der Nationalen 
Volksarmee der DDR 
(NVA) und zuletzt Leiter 
des Planungsstabes im 
Ministerium für Abrü-
stung und Verteidigung 
der DDR. Er trug diesen 
Beitrag auf der Konferenz 
des Europäischen Frie-
densforums (epf) »Nein 
zur NATO  – Nein zum 
Krieg« am 14.  März in 
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unter Einbeziehung des Euro-Korps sechs, 
sind für die alte Hauptrichtung Moskau 
und vier für die Südostrichtung bestimmt. 
In der strategischen Rollenverteilung und 
Aufstellung ist besonders in den letzten 
eineinhalb Jahrzehnten folgende gravie-
rende Änderung herbeigeführt worden: 
Die strategische Hauptrichtung der NATO 
bilden nicht mehr die sechs Einsatzkorps 
in der Ostrichtung, sondern elf Korps und 
Korpsäquivalente in der Südostrichtung. 
Nach militärischen Operationen und Ein-
sätzen beließen die USA und die NATO 
große Teile der Truppen und Kräfte in den 
Handlungsräumen. Sie senkten deren Per-
sonalstärke und Kampfbestand. Das ist 
nicht so wesentlich! Die können wieder 
schnell herangekarrt werden. Entschei-
dend für die zukünftige Funktion dieser 
Räume und Richtungen ist die ständige 
Arbeit der Stäbe an der Erhöhung ihrer 
operativen Verwendbarkeit sowie infra-
strukturellen und logistischen Weiterent-
wicklung, wofür die US-Basis Bondsteel 
im Kosovo und die zahlreichen Basen im 
Irak Beispiele sind. 

Die Zahl der Korpsäquivalente in der 
Südostrichtung wuchs nach den lokalen 
Kriegen und bewaffneten Konflikten ge-
gen schwache oder vorher geschwächte 
Gegner wie folgt an:
– seit 1991 eins an der Westküste des Per-
sischen Golfes (nach Desert Storm)
– seit 1995/1996 eins in Bosnien
– seit 1999 eins im Kosovo
– seit 2001 eins, bald aber zumindest zwei 
in Afghanistan
– seit 2003 drei im Irak, ab 2010 nur noch 
ein oder zwei (Woraus sich ergibt, daß 
Barack Obama vorerst Truppen aus dem 
Irak nur nach vorne schiebt!).

In der Öffentlichkeit tritt die NATO 
als dem Frieden und der Humanität ver-
schworene Gemeinschaft auf. Deshalb 
versteckt sie ihr militärisches Potential 
hinter neuen »zeitgemäßen Konzeptionen 
mit neuen operativen Komponenten«. So 
kann leicht in Vergessenheit geraten, daß 
allein in Europa an die NATO-Strukturen 
folgendes Potential gebunden ist: mehr 
als 20 000 Panzer, 30 000 gepanzerte Ge-
fechtsfahrzeuge, 20 000 Feldartilleriesy-
steme, etwa 7 000 taktische Kampfflug-

zeuge, 2 000 Kampfhubschrauber und 
mehr als 800 Kampfschiffe.

Die neuen operativen Komponenten 
sind laut offiziellen Verlautbarungen auf 
Krisen orientiert, haben aber einen engen 
Bezug zum umfassenden bewaffneten 
Kampf, für den das genannte militäri-
sche Potential bereitgehalten wird. Diese 
Komponenten sind aus militärstrategi-
scher Sicht Elemente der Gesamtstreit-
kräftegruppierung der NATO. Als solche 
obliegt ihnen auf allen drei Ebenen, der 
strategischen, operativen und taktischen, 
die operative und gefechts-mäßige Si-
cherstellung der Entfaltung der den Ebe-
nen entsprechenden Hauptkräfte. Daher 
gehören zu diesen Komponenten folge-
richtig:
1. Die bereits vorgestellten zehn »Öffent-
lichkeitskorps« der schnellen Reaktion 
für die Deckung der Entfaltung der Ge-
samtgruppierung der NATO-Streitkräfte. 
2. Die »Multinationalen operativen Kräf-
te« in der Unterstellung der neugeschaffe-
nen drei operativen Kommandos »Nord«, 
»West« und »Süd«, in die Kontingente 
von Nicht-NATO-Staaten in die Kräfte-
gruppierungen der NATO einbezogen 
und so Reibereien zwischen Führungsin-
stanzen der NATO und der EU verhindert 
werden können. Sie sind geeignet für Vor-
hutfunktionen in jeder der drei strategi-
schen Richtungen.
3. Die »Kräfte der erstrangigen Verwen-
dung«, jeweils mit dem Potential einer 
verstärkten Feldbrigade, mit denen geeig-
nete Bedingungen für die Entfaltung von 
Korps beliebiger Bestimmung geschaffen 
werden können.
4. Das angeblich von der NATO unab-
hängige europäische Projekt zur Bildung 
von taktischen Kampfgruppen, jeweils 
mit dem Potential ehemaliger Linienre-
gimenter, anfangs sollten es bis 2008 13 
sein, neuerdings werden bis 2010 18 sol-
cher Kampfgruppen angestrebt; auch sie 
eignen sich für die Erfüllung von Vor-
hutaufgaben, aber im Interesse taktischer 
Kräftegruppierungen.

US-Standards
Im Kalten Krieg setzten sich die USA 
und die NATO gegen die UdSSR und 
deren Verbündete durch. In dem von Bush 

jr. inszenierten und unter Obama noch 
währenden warmen Krieg haben sich die 
USA und die NATO vorwiegend gegen 
den »kriegerischen und unberechenbaren 
Islam« sowie das »gewaltige und geheim-
nisumwitterte China« verschworen. Das 
werden auch die Etappen dieses Krieges 
sein. Also befinden wir uns in seiner er-
sten Etappe. Mit ihr sollen die Ausgangs- 
und Entfaltungsräume für zukünftige 
militärische Eingriffe in China und auch 
Rußland vorbereitet sowie ein Landkorri-
dor nach Zentralasien geschaffen werden. 
Die letzte Aufgabe aber steht und fällt mit 
der Erweiterung der Kontrolle des Iraks 
auf den Iran durch die USA oder einen 
ihnen hörigen Staat.

Aus der Geschichte der NATO bleibt 
erwähnenswert und könnte auch der Frie-
densbewegung wieder hilfreich werden, 
wie die Europäer bei der Erörterung der 
Vorgaben der USA für die gemeinsame 
Strategie Eigenständigkeit und Identitäts-
willen bekundeten. Sie waren z. B. erst 
1967 bereit, die für die USA seit 1961 
verbindliche »Strategie der flexiblen Re-
aktion« zu übernehmen. Sie ließen sich 
nicht davon abhalten, an ihr bis zum Ende 
des Kalten Krieges festzuhalten, obwohl 
die USA ihnen ihre drei Folgestrategien 
»Realistische Abschreckung«, »Direkte 
Konfrontation« und »Konkurrenz« emp-
fahlen. Mit ihnen begannen die USA, 
regionale Kriege vor den globalen zu be-
vorzugen. Dieser Umstand brachte sie bei 
den Europäern in Verdacht, Kriege zwar 
inszenieren, aber das eigene Territorium 
nicht von Kriegshandlungen berühren 
und die Europäer in ihrer Region alles 
ausbaden lassen zu wollen. Die Stand-
punkte der europäischen NATO-Mitglie-
der tendierten zu der eigentümlichen und 
keineswegs rühmlichen Logik: Wenn ihr 
Amerikaner einen Krieg braucht, dann 
nehmt gleich den großen Knüppel, dann 
kann es nur der große Krieg sein und 
nicht der kleine bei uns. Wo die Europäer 
mit den Amerikanern nicht anders zu-
rechtkamen, machten sie es sich einfach 
und fanden nur andere Begriffsinterpreta-
tionen, so u. a. für Krieg den Begriff Kon-
flikt, für eigenständige Kriegsarten unter 
den Bedingungen des Einsatzes nuklearer 
und konventioneller Waffen den Begriff 
Eskalationsstufen des einen umfassenden 
Krieges. 

Zwischen den drei strategischen 
NATO-Konzeptionen von 1967, 1991 und 
der noch heute gültigen von 1999 gibt es 
keine gravierenden Unterschiede. Die vor-
handenen erlauben es aber, die Ausrichtung 
der praktischen Handlungen der Allianz 
für zehn bis 15 Jahre vorauszusehen. Nach 
dem Kalten Krieg haben sich in der NATO 
nun uneingeschränkt entsprechende Stan-
dards der USA durchgesetzt. Das betrifft 
besonders:
– die Gewährleistung der Sicherheit in der 
erweiterten nordatlantischen Region, 
– die Betonung der Offenheit der Allianz 
für neue Mitglieder,
– den Verzicht auf die Forderung nach 
Reduzierungen des Personals und Kampf-
bestandes,
– die Bereitschaft, besonders seit 2001, zum 
Verzicht auf militärpolitische Eigenstän-
digkeiten und eigenständige NATO-Kriege 
zugunsten der Nutzung der europäischen 
Potentiale und Ressourcen durch die USA,

– die Akzeptanz, nun als Gegenleistung 
durch die USA, der Priorität von zwei 
Kriegsarten: des globalen Kernwaffenkrie-
ges und des begrenzten konventionellen 
Krieges.

Die gegenwärtige Koalitionsstrategie 
gewährleistet die Erweiterung des Einflus-
ses in der Welt und wachsende Möglichkei-
ten der Gewaltandrohung und –anwendung 
durch den Westen. Obwohl viel von der 
Transformation der Allianz geredet wird, 
ist an ihre Umwandlung von einer militär-
politischen in eine politisch-militärische 
Organisation nicht zu denken.

In der Auseinandersetzung mit den 
USA über deren Kriegsabenteuer haben 
sich zwischen der US-Militärschule und 
europäischen Militärschulen, wie der fran-
zösischen, russischen, britischen und zum 
Teil auch der deutschen, Unterschiede, Un-
stimmigkeiten und Widersprüche heraus-
gebildet. Auch das könnte für die Friedens-
bewegung Bedeutung erlangen. Europäer 
in zunehmender Zahl sehen in der Art der 
Begründung, Vorbereitung und Durchfüh-
rung von Kampfhandlungen nicht wie die 
Amerikaner die Demonstration von US-
Lebenskraft, sondern Zeichen der Entar-
tung und des Kults des Faustrechts. Als 
Krisenerscheinungen im Militärwesen 
werden angesehen:
– unzureichende Planungen und Progno-
sen des Handlungsverlaufes,
– die Ignoranz des Verständnisses des be-
waffneten Kampfes als vielseitiger und 
komplexer Erscheinung,
– die Verabsolutierung der episodenhaf-
ten Wirkung modernster konventioneller 
Waffensysteme und die Extrapolierung ver-
bindlicher Tendenzen der Entwicklung des 
Militärwesens aus ihr,
– die Überbewertung des gegen schwache 
Gegner unzureichenden und gegen starke 
Gegner ungeeigneten Modells der »kon-
taktlosen Präventivkriegs- und Kampffüh-
rung«.

Abgeklärtheiten in diesen Fragen wer-
den auch nächstens nicht zu erwarten sein.

Unter Zugzwang
Wie wir sehen, ist die Welt nach dem Kal-
ten Krieg instabiler und auch wegen der 
NATO gefährlicher und unübersichtli-
cher geworden. Heute ist die Gefahr nicht 
gering, daß die USA und manche ihrer 
Verbündeten den Ausweg aus der System-
krise in beschleunigter Aufrüstung und 
Kriegen suchen. Die Frage »Was tun?« 
verlangt bündige Antwort. Sie muß ten-
dieren zur grundlegenden Qualifizierung 
der Weltpolitik und des Völkerrechts, 
über die neue Sicherheitsmechanismen 
entstehen, die solchen Organisationen 
wie der NATO die Existenzberechtigung 
und -möglichkeiten nehmen.

Die Weltgemeinschaft steht unter Zug-
zwang. Für diese Arbeit stehen im besten 
Falle nur noch ein bis zwei Jahrzehnte zur 
Verfügung, bis die USA und die NATO 
sich in die Lage versetzt haben, auch 
gegen starke Gegner zuzuschlagen. Die 
Arbeit an den Grundlagen einer siche-
ren und hoffnungsvolleren Welt müßte im 
strategischen Dialog und in strategischer 
Partnerschaft aller mit allen geleistet 
werden. Durch den russischen Präsident 
Dmitri Medwedew gibt es dafür einen 
guten Auftakt!
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Nach dem Ende der Blockkon-
frontation und dem Abzug 
der sowjetischen/russischen 
Streitkräfte aus Deutschland 

ist die Bundesrepublik nur noch von 
Freunden »umzingelt«. Wie der War-
schauer Vertrag hätte sich die NATO 
ebenfalls, da die vermeintlichen Ursa-

chen ihrer Existenz nicht mehr vorhan-
den waren, auflösen müssen. Bekannt-
lich geschah dies nicht, man suchte und 
fand ein neues strategisches Konzept 
und eine Begründung für weltweite In-
terventionen zur Sicherung von Roh-
stoffquellen etc. Man unterzog sich aber 
auch nicht der Mühe, den Nordatlantik-
vertrag der neuen Strategie anzupassen. 
Die NATO ist weiter ein Instrument der 
USA zur Verwirklichung ihrer globa-

len aggressiven Ziele, wenn die europä-
ischen NATO-Staaten auch immer mehr 
eigene Ziele verfolgen.

Im Rahmen der globalen Strategie der 
USA hat die BRD eine außerordentlich 
wichtige Funktion. Weltweit gibt es in 
Deutschland die meisten Militärstütz-
punkte der USA, außerdem noch sol-

che von Großbritannien, Frankreich und 
den Niederlanden. Deutschland hat mit 
64 000 US-Militärangehörigen die höch-
ste Truppenstärke der US-Streitkräfte in 
Europa, ist logistische Drehscheibe für 
die Aggressionen im Irak, Afghanistan 
und auf dem Balkan. Ohne die »Basis 
Deutschland« hätten die US-Streitkräfte 
erhebliche Schwierigkeiten, ihre Kriege 
logistisch und anderweitig zu gewähr-
leisten. Deutschland ist nicht nur Dreh-

scheibe für Truppen- und Waffentrans-
porte, für die medizinische Versorgung 
verwundeter US-Militärs, die BRD ist 
bzw. war auch Basis für Bombereinsätze 
und ermöglichte CIA-Gefangenenflüge.

Die Position Deutschlands für die 
NATO, aber insbesondere für die USA, 
wird deutlich, wenn man die US-Haupt-
quartiere und Kommandozentralen näher 
betrachtet. Hier die wichtigsten Standorte:
1.	 Hauptquartier der US-Streitkräfte 

in Europa (US-EUCOM) in Stutt-
gart-Vaihingen. Der Oberbefehlsha-
ber ist zugleich der Oberbefehlsha-
ber der NATO-Streitkräfte Europa 
(SACEUR)

2.	Hauptquartier der US-Streitkräfte für 
Afrika (US-AFRICOM) in Stuttgart-
Möhringen

3.	Hauptquartier der US-Landstreitkräfte 
Europa (USAREUR) in Heidelberg

4.	Hauptquartier des US-Marine Corps 
Force Europe (USMARFOREUR) in 
Böblingen

5.	Hauptquartier der US-Luftstreitkräfte 
Europa in Ramstein

6.	Hauptquartier der US-Spezialkräf-
te (Spezial Operations Command 
Europe) in Stuttgart-Vaihingen

7.	Militär-Lazarett in Landstuhl (das 
größte Lazarett außerhalb der USA)

Zu erwähnen sind auch die auf dem Bun-
deswehr-Flugplatz Büchel (Jagdbomber-
geschwader 33) stationierten US-Atom-
waffen, der Truppenübungsplatz Gra-
fenwöhr und die Airbase Spangdahlem. 
Der Truppenübungsplatz und die Airbase 
haben einen direkten Bezug zur Kriegs-
führung der USA im Nahen Osten.

An fremden Streitkräften bzw. gemein-
samen militärischen Kommandos gibt es 
in Deutschland außerdem:
1.	 NATO-AWACS-Airbase in Geilen

kirchen 
2.	NATO-Hauptquartier des Allied Rapid 

Reaktions Corps in Mönchenglad-
bach-Rheindahlen

3.	Hauptquartier der britischen Land-
streitkräfte in Deutschland in Mön-
chengladbach-Rheindahlen

4.	Deutsch-französische Brigade in Müll-
heim

5.	Deutsch-niederländisches Corps in 
Münster

6.	Multinationales Corps Nord-Ost 
(Streitkräfte von Deutschland, Polen, 
Dänemark) in Szczecin

Insgesamt zahlt der deutsche Steuerzah-
ler jährlich mehr als eine Milliarde Euro 
als Kosten für ausländische Truppen und 
Standorte.

Um dieser NATO-Politik Einhalt zu 
gebieten, bedarf es gemeinsamer Initia-
tiven aller NATO-Gegner. Auf Deutsch-
land bezogen gibt es eine ganze Reihe 
von Forderungen, die den Wirkungskreis 
der NATO einschränken und die NATO 
überflüssig machen könnten. Dazu zäh-
len:
1.	 Verhinderung neuer Truppenübungs-

plätze (z. B. das Bombodrom bei Witt-
stock)

2.	Abzug der Atomwaffen vom Flugplatz 
Büchel

3.	Auflösung der völlig überflüssigen 
Kommandostrukturen wie die deutsch-
französische Brigade, das deutsch-nie-
derländische Corps und das multina-
tionale Corps Nord-Ost

4.	Verhinderung der Militarisierung der 
Europäischen Union

5.	Rückzug aller deutschen Truppenkon-
tingente aus dem Ausland

6.	Abzug aller ausländischen Truppen 
aus Deutschland

7.	Austritt Deutschlands aus der NATO
8.	Ersatzlose Auflösung der NATO
9.	Schaffung einer europäischen Konför-

deration, unter Einbeziehung aller eu-
ropäischen Staaten
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 Drehscheibe für den Krieg
Weshalb die Bundesrepublik Deutschland für die NATO so überaus wichtig ist? Von Karl Rehbaum

Karl Rehbaum, Oberst 
a. D., war von 1955 bis 1990 
Mitarbeiter des MfS. Von 
1955 bis 1965 war er in der 
Abwehr tätig, ab 1965 in 
der HVA. Sein Beitrag ist 
dem gerade erschiene-
nen Buch »Stopp NATO! 
60 Jahre NATO, 60 Jahre 
Bedrohung des Friedens« 
(Verlag Wiljo Heinen) 
entnommen.
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Geschichte

der NSDAP

Kurt Pätzold /

Manfred

Weißbecker

Die einzige Gesamtdarstellung zur Ge-

schichte der NSDAP in deutscher Spra-

che. Jetzt in verbesserter und ergänzter

Neuauflage. Es geht um die Millionen

Deutschen, ohne deren Zutun der Auf-

stieg der NS-Führer in die Staatsmacht

und der Weg in Krieg und Völkermord

nicht möglich gewesen wären, aber

ebenso um die politischen Interessen,

die zur faschistischen Diktatur führten.

Dies mündet unweigerlich in die Frage

nach dem Verhältnis der gesellschaftli-

chen Eliten zu Hitler und seiner Partei.

1920 bis 1945 | Hard-

cover | 570 S. | EUR 28.-

Nach der zweiten Kriegsniederlage

schien in Deutschland der imperiale

Traum ausgeträumt. Doch die alten

Machteliten kamen in der BRD schnell

wieder in Amt und Würden. Eingebun-

den in die »westliche Wertegemein-

schaft«  schienen sie sich mit der Rolle

einer »Mittelmacht« zu begnügen.  Als

sich aber nach 1990 neue Chancen

auftaten, wurden diese entschlossen

genutzt. Werner Biermann / Arno Klönne

klären über Kontinuitäten auf, die sonst

gerne ausgeblendet werden.

Ein Spiel

ohne Grenzen

Werner

Biermann /

Arno Klönne

Wirtschaft und Welt-

macht in Deutschland

seit 1871 | 293 S. | 17,90

»Doch wenn

sich die Dinge

ändern« –

Die Linke

Georg

Fülberth

»Die Linke« versucht, das Vakuum zu

füllen, das durch die Auflösung des

Wohlfahrtsstaates der BRD wie des

Realen Sozialismus der DDR entstan-

den ist. Georg Fülberth beschreibt die

Entwicklung der SPD seit Schröder und

die Geschichte von PDS und WASG als

Grundlagen für die Entstehung der PdL.

Und er fragt nach deren Verlässlichkeit

in der Opposition gegen Marktradikalis-

mus und neue deutsche Weltpolitik. Die

Neuauflage umfasst auch die hessischen

Landtagswahlen 2009.

2., akt. Aufl. | Brosch. |

175 S. | EUR 12,90

Ende

der Party

Lucas

Zeise

Allgemein verständlich schildert Lucas

Zeise die Ursachen der Finanzkrise

und ihre Folgen für die Weltwirtschaft.

Besonderes Augenmerk widmet er der

weltweiten Deregulierung als wesentli-

cher Krisenursache. Er schildert, wie

Banken und Politik mit der Krise umge-

hen und die Verluste zu »sozialisieren«

versuchen. Dass der Finanzsektor neu

geordnet werden muss, liegt auf der

Hand. Lucas Zeise weist nach, dass

eine effektive öffentliche Kontrolle so

notwendig wie möglich ist.

Die Explosion im

Finanzsektor |

2., akt. Aufl., Brosch. |

206 S. | EUR 14,90

Rolf Verleger, Mitglied im Direktorium des

Zentralrats der Juden in Deutschland,

beschreibt seine jüdischen Wurzeln,

umreißt die Geschichte des Zionismus

und wendet sich entschieden gegen die

gegen die Palästinenser gerichtete

»Gewaltpolitik Israels«. Deren vorbehalt-

lose Unterstützung durch die Bundesre-

gierung hält er für ebenso verantwor-

tungslos wie die leichtfertige Abwehr

jedweder Kritik als »antisemitisch«. Die

Neuauflage wurde ergänzt um drei

Kapitel zum Krieg gegen Gaza.

Israels

Irrweg

Rolf

Verleger

Eine jüdische Sicht |

2., aktualisierte Aufl.|

Br. | 183 S. |  EUR 12,90

2., a
ktual.

Aufla
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rung des NATO-Gipfels in 
Baden-Baden, 3. April,  
ab 6 Uhr, Demonstration 
ab 11 Uhr. Internet:  
www.block-nato.org
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1. Die NATO kann nur dadurch aufgelöst 
werden, daß einzelne Mitgliedstaaten 
einseitig austreten. Der Austritt Deutsch-
lands aus der NATO könnte auch schritt-
weise erfolgen, indem Deutschland zu-
nächst seine Streitkräfte aus den Befehls-
strukturen der NATO zurückzieht und in 
den Gremien der NATO eine »Politik des 
leeren Stuhls« betreibt, bis schließlich 
das Ausscheiden Deutschlands durch ein-
seitige Kündigung des NATO-Vertrags 
vollzogen wird.

2. Die Weltmachtpolitik der USA hat 
zu einer schwerwiegenden Korrumpie-
rung der Vereinten Nationen geführt. Der 
Sicherheitsrat wurde zu einem Instru-
ment der Rechtfertigung von Angriffs-
kriegen, der Perversion internationaler 
Strafjustiz und der Errichtung neokolo-
nialer Regimes degradiert. Das Geheim-
abkommen der Generalsekretäre von 
NATO und der UNO vom Herbst 2008 ist 
nur ein Beispiel dafür, wie Deutschland 
durch seine NATO-Mitgliedschaft in eine 
Politik eingebunden wird, durch die das 
System der kollektiven Sicherheit, das 
in der UN-Charta verankerte ist, außer 
Kraft gesetzt wird. Bundeswehreinsätze 
»mit UN-Mandat« wären unter diesen 
Umständen nichts als ein Täuschungsma-
növer gegenüber der Öffentlichkeit. Da-
her muß eine Kampagne für den Austritt 
Deutschlands aus der NATO zugleich 
das Konzept einer grundlegend anderen 
deutschen Außenpolitik vertreten, das 
unter anderem die aktive Förderung der 
Vereinten Nationen in ihrer Funktion als 
kollektives Sicherheitssystem und die 
strikte Einhaltung des modernen Völker-
rechts beinhaltet sowie eine verstärkte 
Zusammenarbeit mit solchen Ländern 
vorsieht, die Sicherheit nicht durch Mili-
tärpakte anstreben und sich aktiv für die 
Herausbildung eines multipolaren Staa-
tensystems einsetzen.

3. Der deutsche Austritt aus der NATO 
würde eine drastische Reduzierung der 
Streitkräfte Deutschlands auf die Bedürf-
nisse der Landesverteidigung ermögli-
chen, was wiederum die unerläßliche 
Begleitmaßnahme der Aufkündigung der 
kriegstreiberischen »Bündnisverpflich-
tungen« sein muß.

4. Zugleich mit dem deutschen Aus-
tritt aus der NATO ist auch die Auflösung 
der Militär- und Sicherheitsstrukturen 
der EU anzustreben, die sowohl als ver-
längerter Arm der NATO unter der Vor-
herrschaft der USA als auch als Vehikel 
europäischer Großmachtambitionen in 
Rivalität zu den USA funktionieren.

5. Indem wir uns für ein Deutschland 
einsetzen, das von den Zwängen der Mit-
gliedschaft in einem aggressiven Militär-
pakt befreit ist, unterstützen wir zugleich 
den Kampf für die nationale Selbstbe-
hauptung in Ländern, die von den NATO-
Mächten bedroht sind, wie umgekehrt 
der Widerstand in diesen Ländern gegen 
Angriffskriege und fremde Besatzung 
die weltpolitischen Bedingungen für 
eine grundsätzliche Infragestellung der 
deutschen NATO-Mitgliedschaft günstig 
beeinflußt.

Argumente für den Austritt
Die Friedenskräfte und die latent pazifi-
stische Stimmung in Deutschland werden 
nur in dem Maße Einfluß auf politische 
Entscheidungen gewinnen können, wie 
größere Massen von einfachen Menschen 
sich aufgrund ihrer persönlichen Interessen 
von der Notwendigkeit und Möglichkeit 
der Einwirkung auf die Außenpolitik über-
zeugen und aktiv werden. Hierzu bedarf es 
geduldiger unabhängiger Information und 
Aufklärung. Der prinzipielle Kampf gegen 
die deutsche NATO-Mitgliedschaft bietet 
eine einzigartige Chance, Vorstellungen 
von einer alternativen Außenpolitik zu ver-
mitteln, die an den Interessen der gewöhn-
lichen Menschen orientiert ist. Nicht erst 
seit dem 60. Jahrestag der NATO fragen 
sich die Menschen: Wem nützt die NATO-
Mitgliedschaft des eigenen Landes außer 
der kleinen Minderheit der Milliardäre 
und ihrem Herrschaftssystem? Womit ist 
die Rüstung gerechtfertigt, die von den 
NATO-Mächten immer weiter vorange-
trieben wird und wertvolles Volksvermö-
gen verschlingt? Wohin führt eine Politik, 
welche mittels der NATO-Strukturen die 
Interessen einer kleinen Geldmachtelite 
gegen die Mehrheit der Weltbevölkerung 
durchsetzen will? Warum wird das uni-
verselle Ordnungssystem der Vereinten 
Nationen von den NATO-Mächten entwe-
der mißachtet oder mißbraucht? Warum 
müssen die Bürgerinnen und Bürger mit 
ihren Steuergeldern und dem Verlust von 
politischen und sozialen Rechten für die 
imperiale Politik der NATO-Mächte be-
zahlen?

Mancher mag einwenden, es sei unrea-
listisch, ein Ausscheiden Deutschlands 
aus einem Bündnis anzustreben, das die 
26 wichtigsten Staaten des »Westens« 
umfaßt und als unverzichtbarer Garant 
von »Sicherheit« dargestellt wird. Kä-
men solche Bedenken sogar aus der 
Friedensbewegung, so wäre dagegen zu 

fragen, wie wirklichkeitsnah denn frie-
denspolitische Aktivitäten sind, die nicht 
konsequenterweise die deutsche NATO-
Mitgliedschaft in Frage stellen. Ist es 
nicht die Verkettung der deutschen Poli-
tik mit der NATO und der dominieren-
den Supermacht USA, welche den reak-
tionärsten und aggressivsten Elementen 
des deutschen Establishments Vorschub 
leistet? Würde sich beispielsweise ein 
deutscher »Verteidungs«minister ohne 
NATO-Komplizenschaft zu der Behaup-
tung verstiegen haben, Deutschland sei 
»am Hindukusch zu verteidigen«? Die 
Militarisierung der deutschen Außenpo-
litik wäre seit dem Ende des Kalten Krie-
ges ohne die verstärkt betriebene Kop-
pelung an NATO und EU-Militärstruk-
turen überhaupt nicht möglich gewesen. 
Deshalb halten wir es für entscheidend 
wichtig, Kritik an NATO-Politik und am 
deutschen Weltmachtstreben im Einzel-
nen mit der grundsätzlichen Verurteilung 
der Zugehörigkeit Deutschlands zum ag-
gressiven NATO-Pakt zu verbinden. Die 
moralisch und logisch einzig schlüssigen 
Forderung lautet daher: Deutschland raus 
aus der NATO!

Seit dem 11. September 2001 hat nichts 
die US-Strategie des »Krieges gegen den 
Terror« und des »kreativen Chaos« im 

»Größeren Mittleren Osten« so sehr ins 
Straucheln und in Verruf gebracht wie 
der opferreiche nationale Widerstand 
der Bevölkerungen in Irak, Afghanistan, 
Palästina und Libanon. Den politischen 
Vorstellungen und Zielen dieser Kräfte 
Beachtung zu verschaffen, ist das Gebot 
der internationalen Solidarität. Antimi-
litarismus und internationale Solidarität 
gehören zusammen wie zwei Beine ei-
nes Körpers. Diesen Zusammenhang zu 
mißachten, bedeutet, auf beiden Beinen 
zu hinken.

Die »Auflösung« oder »Abschaffung« 
der NATO wäre eigentlich 1991 mit dem 
Zerfall der Sowjetunion und des War-
schauer Paktes fällig gewesen. Heute hel-
fen solche Losungen nicht weiter. Sie 
suggerieren den utopischen Fall einer 
irgendwie zu bewirkenden gleichzeitigen 
Veränderung der Politik der NATO-Re-
gierungen. Derartige Vorstellungen sind 
nicht nur utopisch; sie können auch vom 
Kampf für die einseitige Herauslösung 
aus dem Bündnissystem ablenken. Der 
Kampf für die nationale Selbstbestim-
mung und außenpolitische Handlungs-
freiheit unter demokratischer Kontrolle 
kann in Deutschland wie in jedem an-
deren Land nur im nationalstaatlichen 
Rahmen geführt werden.

Austreten statt auflösen
Neue Kampagne: Deutschlands NATO-Mitgliedschaft beenden

Der Deutsche Freiden-
kerverband und mehrere 
andere Antikriegsgrup-
pen kritisieren die in der 
Friedensbewegung und 
bei linken Parteien do-
minierende Forderung 
nach »Auflösung« der 
NATO. Sie plädieren für 
eine Kampagne zum 
Rückzug der Bundesre-
publik Deutschland aus 
dem NATO-Pakt und den 
Militärstrukturen der EU. 
»Propagieren wir beharr-
lich das Ziel, daß einzelne 
Mitgliedsländer sich ein-
seitig aus den Strukturen 
der NATO zurückziehen. 
Jede Schwächung der 
NATO stärkt die Kräfte 
des Friedens und Fort-
schritts in der ganzen 
Welt«, heißt es in einer 
zum Jubiläumsgipfel des 
Kriegspaktes veröffent-
lichten Stellungnahme. 
junge Welt dokumentiert 
sie in Auszügen. 

Erstunterzeichner: Deut-
scher Freidenker-Verband 
e.V., Initiativ e.V., Antiim-
perialistische Koordination, 
Vereinigung für Internatio-
nale Solidarität (VIS) e.V., 
Arbeitskreis Marburger 
WissenschaftlerInnen für 
Friedens- und Abrüstungs-
forschung, Arbeiterfotogra-
fie – Forum für engagierte 
Fotografie
Vollständiger Wortlaut: 
www.neinzurnato.de
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no nato
Blockaden zur Behinde-
rung des NATO-Gipfels 
in Strasbourg, 4. April, ab 
6 Uhr, Treffpunkt: Uni-
versité Marc Bloch, Rue 
de l’Université. Internet: 
www.block-nato.org
Infotelefon für 4. April 
(besetzt ab den frühen 
Morgenstunden): +49-1577-
1386024



Es ist eines der irreführenden 
Klischees westlicher Darstel-
lungen der Geschichte nach 
dem Zweiten Weltkrieg, daß 

die NATO als defensiver Zusammen-
schluß ins Leben gerufen wurde, um 
der Gefahr eines sowjetischen Angriffs 
auf Westeuropa vorzubeugen. Das ist 
falsch. Zwar wurde in der westlichen 
Propaganda die sowjetische Bedrohung 
hochgespielt, aber viele maßgebliche 
Staatsmänner der USA und Westeuropas 
waren sich bewußt, daß eine sowjetische 
Invasion keine reale Bedrohung darstell-
te. Die Sowjetunion war verwüstet und, 
obgleich über eine große Armee verfü-
gend, erschöpft und erholungsbedürftig. 
Die Vereinigten Staaten saßen auf dem 
hohen Roß, der Krieg hatte ihre Wirt-
schaft wieder belebt, sie litten nicht un-
ter Kriegsschäden und hatten in ihrem 
Arsenal die Atombombe, die sie der So-
wjetunion vorgeführt hatten, indem sie 
eine Viertelmillion japanischer Zivilisten 
in Hiroshima und Nagasaki umbrachten. 
Ein Schlag gegen die Sowjetunion, bevor 
diese sich erholt und Atomwaffen hatte, 
wurde in Washington immerhin disku-
tiert, wenn auch zugunsten von »Eindäm-
mung«, Wirtschaftskrieg und anderen 
Formen der Destabilisierung verworfen. 
Das Memorandum Nr. 68 des Nationalen 
Sicherheitsrats der Vereinigten Staaten 
(National Security Council Report 68, 
kurz: NSC-68) vom April 1950 forderte 
unter Beschwörung der großen sowjeti-
sche Gefahr ausdrücklich ein Programm 
der Destabilisierung mit dem Ziel eines 
Regimewechsels im Land, der schließ-
lich 1991 erreicht wurde.

So erklärte selbst ein Vertreter der 
harten Linie wie John Foster Dulles da-
mals, im Jahre 1949: »Ich kenne keinen 
verantwortlichen hohen Mitarbeiter, Mi-
litär oder Zivilist, in dieser Regierung 
oder irgendeiner anderen Regierung, der 
glaubt, die Sowjetunion plane Eroberung 
durch offene militärische Aggression.« 
Aber man achte auf die Formulierung 
von Dulles: »offene militärische Aggres-
sion«. Die Bedrohung bestand eher in 
möglicher sowjetischer Unterstützung 
linker politischer Gruppierungen und 
Parteien in Westeuropa. Senator Arthur 

Vandenberg, eine treibende Kraft der 
NATO, erklärte offen, die Funktion des 
NATO-Militäraufbaus sei  »hauptsäch-
lich für den praktischen Zweck, eine an-
gemessene Abwehr gegen innere Subver-
sion zu gewährleisten.« Die viel größere 

Unterstützung rechter Kräfte durch die 
Vereinigten Staaten war natürlich keine 
Hilfe bei innerer Subversion oder eine 
Bedrohung der Demokratie; nur mögli-
che sowjetische Hilfe für die Linke fiel in 
diese Kategorie. 

Die nicht-deutschen westeuropäischen 

Eliten machten sich mehr Sorgen über 
den deutschen Wiederaufstieg und eine 
deutsche Gefahr und waren ebenso wie 
die US-Vertreter mehr darum bemüht, die 
Macht der Linken in Europa niederzuhal-
ten als besogt um irgendeine sowjetische 

Bedrohung, und die Vereinigten Staaten 
drängten die Europäer, ihre Streitkräfte 
aufzubauen und Waffen von US-Herstel-
lern zu kaufen! Obgleich die sowjetische 
Militärgefahr wissentlich aufgebauscht, 
ja sogar erfunden war, war sie doch sehr 
nützlich, um die Linke in Verruf zu brin-
gen, indem man sie mit Stalin und dem 
Bolschewismus und einem angeblichen 
Programm einer sowjetischen Invasion 
und einer mythischen Welteroberung in 
Verbindung brachte.

Tatsächlich war der Warschauer Pakt 
weit mehr ein »defensiver« Zusammen-
schluß als die NATO. Seine Aufstellung 
erfolgte zeitlich nach der NATO, war 
eindeutig eine Reaktion, und zwar eine 
Struktur der schwächeren Seite mit we-
niger zuverlässigen Partnern. Und am 
Ende brach er zusammen, wobei in dem 
langfristigen Prozeß der Destabilisierung 
und Demontage des Sowjetregimes die 

NATO eine wichtige Rolle spielte. Zum 
einen war die Aufrüstung und Stärke der 
NATO Teil der US-Strategie, die Sowje-
tunion dazu zu zwingen, Mittel für Waf-
fen auszugeben, statt sie für die Wohl-
fahrt, das Glück und die Loyalität ihrer 
Bevölkerung verfügbar zu machen. Zum 
anderen leistete sie, indem sie eine echte 
Sicherheitsbedrohung schuf, der Repres-
sion Vorschub, die wiederum der Loya-
lität im Lande sowie dem Ansehen des 
Staates im Ausland Abbruch tat. Während 
der ganzen frühen Periode gaben sich die 
Sowjetführer die größte Mühe, mit dem 
Westen eine Art Friedensregelung auszu-
handeln, einschließlich der Aufgabe der 
DDR; aber davon wollten die USA und 
folglich auch ihre europäischen Verbün-
deten nichts wissen. 

Innere Subversion
Wie gesagt, aus offizieller Sicht der USA 
– und folglich auch der Großmedien – 
war nur die sowjetische Einmischung in 
Westeuropa nach dem Zweiten Weltkrieg 
eine »innere Subversion« und daher 
schlecht und bedrohlich. Doch jenseits 
einer solchen Orwellschen Welt hätte 
man eingestehen müssen, daß die USA 
die Sowjetunion weit überflügelten, in-
dem sie in den Jahren nach 1945 nicht nur 
»innere Subversion«, sondern auch wirk-
lichen Terrorismus förderten. Die Linke 
hatte während des Zweiten Weltkrieges 
an Kraft gewonnen, weil sie tatsächlich 
gegen Nazi-Deutschland und das faschi-
stische Italien kämpfte. Gegen die sich 
daraus ergebenden Ansprüche der Lin-
ken auf politische Teilhabe und Macht 
sperrten sich die Vereinigten Staaten mit 
allen Mitteln, einschließlich direkter 
Kriegshandlungen in Griechenland und 
durch massive Finanzierung anti-linker 
Parteien und Politiker in ganz Europa. In 
Griechenland unterstützten sie die äußer-
ste Rechte, darunter viele Kollaborateure 
des Faschismus, und schafften es, ein wi-
derwärtiges rechtsgerichtetes autoritäres 
Regime einzusetzen. Sie unterstützten 
weiterhin das faschistische Spanien und 
akzeptierten das faschistische Portugal 
als Gründungsmitglied der NATO, wobei 
Waffen der NATO Portugal halfen, wei-
ter Kolonialkriege zu führen. Und auch 
anderswo unterstützten die Vereinigten 
Staaten, die führende NATO-Macht, 
rechtsgerichtete Politiker und ehemalige 
Nazis und Faschisten, während sie natür-
lich behaupteten, pro-demokratisch zu 
sein und gegen Totalitarismus zu kämp-
fen. 

Am interessantesten war vielleicht die 
Unterstützung paramilitärischer Grup-
pen und des Terrorismus durch die USA 
und die NATO. In Italien unterhielten sie 
Bündnisbeziehungen mit rechten staatli-
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chen und politischen Interessengruppen, 
Geheimgesellschaften wie »Propaganda 
Due« (P-2) und paramilitärischen Grup-
pen, die mit Polizeiunterstützung eine 
von ihnen sogenannten »Strategie der 
Spannung« betrieben, in deren Rahmen 
eine Serie terroristischer Aktionen aus-
geführt wurden, die man der Linken in 
die Schuhe schob. Die berühmteste war 
der Bombenanschlag auf den Bahnhof 
Bologna im August 1980 mit 86 Toten. 
Die Ausbildung und Einbeziehung ehe-
maliger Faschisten und faschistischer 
Kollaborateure in Operationen von Poli-
zei, CIA und NATO war in Italien außer
gewöhnlich, aber auch anderswo in Euro-
pa durchaus üblich.

Die NATO stand in direktem Zusam-
menhang mit der »Operation Gladio«, 
einem von der CIA in Zusammenarbeit 
mit Regierungen und Sicherheitsappa-
raten der NATO-Länder organisierte 
Programm zum Aufbau geheimer Kader 
und zur Lagerung von Waffen in einer 
Reihe europäischer Staaten, angeblich 
zur Vorbereitung auf eine drohende so-
wjetische Invasion, doch tatsächlich als 
Bereitschaftsmaßnahme gegen »innere 
Subversion« und zur Verfügung, um rech-
te Gruppen zu unterstützen. »Gladio« 
wurde bei einer Reihe von Gelegenheiten 
von rechten paramilitärischen Gruppen 
genutzt, um terroristische Operationen 
durchzuführen (darunter der Bombenan-
schlag in Bologna und viele terroristische 
Vorfälle in Belgien und Deutschland).

Auch in Griechenland kamen die Pla-
nungen von »Gladio« und NATO 1967 
zum Einsatz, um eine »innere Bedro-
hung« zu bekämpfen, und zwar die de-
mokratische Wahl einer liberalen Re-
gierung. Dagegen wurde der »Plan Pro-
metheus« der NATO vom griechischen 
Militär in die Tat umgesetzt, indem es die 
bestehende Ordnung durch eine Folter 
praktizierende Militärdiktatur ersetzte. 
Weder die NATO noch die Regierung 
von US-Präsident Lyndon B. Johnson 
erhoben Einwände. Während des faschi-
stischen Zwischenspiels kamen andere 
Gladio-Kräfte aus Italien und anderswo-
her nach Griechenland zur Ausbildung, 
um zu lernen, wie man mit »innerer Sub-
version« umgeht. 

Kurz, seit ihren Anfängen erwies sich 
die NATO als offensiv, nicht defensiv 
orientiert, diplomatie- und friedensfeind-
lich, verflochten mit breit gefächerten 
terroristischen Operationen und anderen 
Formen politischer Einmischung, die un-
demokratisch waren, ja eine Bedrohung 
der Demokratie darstellten (und die, wä-
re etwas Ähnliches von der Sowjetunion 
ausgegangen, als unerhörte Einmischung 
verurteilt worden wäre).

Die post-sowjetische NATO
Mit dem Ende der Sowjetunion und je-
nem bedrohlichen Warschauer Pakt ver-
schwand auch die theoretische Begrün-
dung der NATO. War diese Begründung 
auch ein Betrugsmanöver gegenüber der 
Öffentlichkeit, so mußte die NATO doch 
ihre Daseinsberechtigung neu begründen, 
und dementsprechend übernahm sie auch 
bald eine umfangreichere und aggressi-

vere Rolle. Kaum war mit dem Untergang 
der Sowjetunion die Notwendigkeit der 
Unterstützung Jugoslawiens entfallen, so 
wirkte die NATO schon bald mit ihren 
Mitgliedsstaaten USA und Deutschland 
zusammen, um gegen diesen früheren 
westlichen Alliierten Krieg zu führen 
und zu zerschlagen, und zwar in Ver-
letzung des Verbots des Angriffskrieges 
durch die Charta der Vereinten Nationen.

Mitten im Bombenkrieg gegen Ju-
goslawien beging die NATO im April 
1999 in Washington, D.C. vergnügt ihren 
50. Geburtstag, feierte ihre Erfolge und 
erklärte mit charakteristischer Orwell-
scher Rhetorik ihre Treue zum Völker-
recht, und dies mitten im Zuge einer 
schreienden Verletzung der UN-Charta. 
Ursprünglich hatte das Gründungsdoku-
ment der NATO von 1949 im Namen der 
Mitgliedsländer einleitend »ihren Glau-
ben an die UN-Charta« bekräftigt; diese 
hatten sich in Artikel 1 verpflichtet, »in 
Übereinstimmung mit der UN-Charta je-
den Streitfall … auf friedlichem Wege … 
zu regeln.« 

Diese Sitzung im April 1999 produ-
zierte ein Dokument mit einem »Stra-
tegischen Konzept«, das für die NATO 
ein angeblich neues Programm entwarf, 
war doch die Plausibilität ihrer Funktion 
für »gemeinsame Verteidigung« zwecks 
Verhinderung eines sowjetischen Ein-
marsches entfallen. Nach wie vor betont 
die Allianz den Wert der »Sicherheit«, 
doch nunmehr hat sie »sich zu wesent-
lich neuen Aktivitäten im Interesse einer 
weiter gefaßten Stabilität« verpflichtet. 
Neue Mitglieder sowie »Partnerschafts-
abkommen« werden in Aussicht gestellt, 
doch weshalb sie nach dem Kalten Krieg 
angesichts der globalen Macht der USA 
und ihrer Verbündeten noch erforder-
lich sind, bleibt unklar. Es wird einge-
räumt, daß »ein umfangreicher konven-
tioneller Angriff auf die Allianz höchst 
unwahrscheinlich ist«, aber unerwähnt 
bleibt selbstverständlich die Möglichkeit 
»eines umfangreichen konventionellen 
Angriffs« durch Mitglieder der Allianz. 
Man trumpft auf mit der Rolle der NATO 
auf dem Balkan, als einem anschauli-
chen Beispiel für die neue »Verpflich-
tung zu weiter gefaßter Stabilität«. Aber 
diese Bündnisaktion war nicht nur ein 
Fall völkerrechtlich definierter Aggressi-
on – »illegal aber legitim«, wie es in der 
Orwellschen Sprache der tonangeben-
den Apologeten hieß – auch spielte die 
NATO bei der Destabilisierung des Bal-
kans im Kontrast zu ihrem Schriftstück 
eine entscheidende Rolle, indem sie zur 
Entfesselung ethnischer Kriege beitrug 
und sich der Suche nach einer diplomati-
schen Lösung für das Kosovo verweiger-
te; infolgedessen konnte Jugoslawien mit 
einem Bombenkrieg überfallen werden, 
der just in dem Moment abrollte, als die-
ses Dokument herausgebracht wurde.

Das »Strategische Konzept« erhebt 
den Anspruch, sich für Rüstungskontrol-
le einzusetzen, tatsächlich aber hat die 
NATO von Anfang an ständig weitere 
Aufrüstung gefördert, und so wurde auch 
allen neuen Mitgliedern wie Polen und 
Bulgarien auferlegt, ihre »inter-operati-
ven« Waffensysteme aufzustocken, d. h. 
mehr Waffen einzukaufen, und zwar von 
Lieferanten in den USA und anderen 
westlichen Ländern. Seit Erscheinen die-
ses Dokuments 1999 haben die USA, 
die NATO-Führungsmacht, ihren Mili-
tärhaushalt mehr als verdoppelt und ih-
ren Waffenexport erheblich gesteigert. 
Sie haben weiter auf weltraumgestützte 
Militäroperationen gedrängt, sind einsei-
tig vom ABM-Vertrag zur Begrenzung 
von Raketenabwehrsystemen von 1972 
zurückgetreten, haben die Ratifizierung 
des Kernwaffenteststopp-Vertrages von 
1996 verweigert und den Landminen-
Vertrag von 1997 sowie den UN-Vertrag 
zur Einschränkung des internationalen 
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Handels mit verbotenen leichten Waffen 
abgelehnt. Mit NATO-Unterstützung ha-
ben sie einen neuen Rüstungswettlauf 
entfesselt, an dem sich viele Verbündete 
und Klienten der USA wie auch ihre 
Rivalen und als Angriffsziele in Frage 
kommende Länder beteiligt haben.  

Im Dokument von 1999 nimmt die 
NATO ferner für sich in Anspruch, den 
Atomwaffensperrvertrag zu unterstüt-
zen, betont aber gleichzeitig, wie wichtig 
Atomwaffen für die Leistungskraft der 
NATO sind. Daher wird darin ein zentra-
ler Bestandteil des Nichtverbreitungsver-
trages abgelehnt, der mit dem Verspre-
chen der Atommächte zu tun hat, auf die 
Beseitigung von Nuklearwaffen hinzu-
wirken. Was das bedeutet, ist klar: Die 
Begeisterung der NATO für die Nicht-
verbreitung betrifft nur ihre Angriffsziele 
wie den Iran. Atomwaffen »leisten einen 
einzigartigen Beitrag dazu, die Risiken 
eines Angriffs gegen die Allianz unbe-
rechenbar und untragbar zu machen.« 
Hätte aber der Iran solche Waffen, könnte 
er die »Risiken eines Angriffs« der »Alli-
anz«, wie vom NATO-Mitglied USA und 
seinem Partner Israel angedroht, untrag-
bar machen. Das kommt natürlich nicht 
in Frage.

In dem Abschnitt über Sicherheit 
erklärt das Strategische Konzept, man 
kämpfe für ein internationales Umfeld 
»auf der Grundlage der Stärkung de-
mokratischer Institutionen und der Ver-
pflichtung zu friedlicher Konfliktlösung, 
in der kein Land in der Lage wäre, ein an-
deres durch die Androhung von Gewalt 
einzuschüchtern oder zu zwingen«. Die 
Heuchelei ist an dieser Stelle geradezu 
schwindelerregend. Ist doch die eigent-
liche Essenz der Politik und Praxis der 
NATO das Androhen von Gewalt, und 
die Sicherheitspolitik der USA besagt 
ausdrücklich, daß die Planungen darauf 
gerichtet sind, die militärische Überle-
genheit aufrechtzuerhalten und jede riva-
lisierende Macht daran zu hindern, diese 
Überlegenheit in Frage zu stellen, um 
global zu herrschen, d.h. die USA planen, 
durch Einschüchterung zu herrschen. 

Die NATO behauptet nun, niemanden 
zu bedrohen und spricht im Strategischen 
Konzept sogar über mögliche gemeinsa-
me »Operationen« mit Rußland. Wieder 
erreicht die Heuchelei ein hohes Niveau. 
Wie wir wissen, gab es ein Versprechen 
der USA an Gorbatschow, als er einwil-
ligte, Ostdeutschland dem Westen anzu-
schließen, daß die NATO nicht »einen 
Zentimeter« weiter östlich rücken würde. 
Clinton und die NATO brachen dieses 
Versprechen im Handumdrehen, indem 
sie alle ehemaligen osteuropäischen Sa-
telliten der Sowjetunion und die balti-
schen Staaten in die NATO aufnahmen. 
Nur Narren, die einer Selbsttäuschung er-
liegen und/oder Propagandisten würden 
nicht zugeben, daß dies eine Bedrohung 
der Sicherheit Rußlands ist – in dieser 
Region die einzige Macht, die allenfalls 
theoretisch die Mitgliedsländer der NATO 
bedrohen könnte. Aber das Strategische 
Konzept der NATO stellt sich dumm; nur 
Bedrohungen ihrer Mitglieder werden zur 
Kenntnis genommen.

Obwohl »Unterdrückung, ethnische 
Konflikte« sowie die »Verbreitung von 

Massenvernichtungswaffen« der neuen NA-
TO angeblich ernste Sorgen bereiten, sind 
ihre Beziehungen mit Israel eng; weder  
der israelischen Politik der Unterdrückung 
und ethnischen Säuberung oder seinem 
halbherzig eingestandenen beträchtlichen 
Atomarsenal wurde (oder wird künftig) 
irgendein Hindernis in den Weg gelegt; 
weder der israelische Krieg gegen den Li-
banon 2006 noch seine mörderischen An-
griffe auf Gaza sind ein Hinderungsgrund 
für innige Beziehungen, wie ja auch der 
unprovozierte Angriff der USA und Groß-
britanniens auf den Irak der Solidarität der 
NATO-Mitglieder keinen Abbruch getan 
hat. In seiner Eigenschaft als privilegierter 
Klient der USA ist Israel definitionsgemäß 
frei, gegen alle im Strategischen Konzept 
enthaltenen hohen Prinzipien zu verstoßen. 
(Der von Obama für den Posten des Sicher-
heitsberaters vorgesehene James Jones hat 
im Verlauf des letzten Jahres tatsächlich 
eine Besetzung des Gazastreifens und so-
gar der Westbank durch NATO-Truppen 
lauthals herbeireden wollen, und damit ist 
er innerhalb des US-Establishment keine 
einsame Stimme.) 

Die neue NATO ist ein US-amerikani-
scher und imperialer Pitbull. Dieser hilft 
gegenwärtig bei der verstärkten Aufrü-
stung in der Welt, fördert den militärischen 
Aufbau der ehemaligen sowjetischen Sa-
telliten in Osteuropa und der baltischen 
Staaten – inzwischen Satelliten der USA 
und der NATO – , arbeitet eng mit Israel 
zusammen, derweil dieser NATO-Partner 
seine Untermenschen [im Original auf 
deutsch/Anm.d.Übers.] einer ethnischen 
Säuberung und Enteignung unterzieht, 
hilft seinem Herrn und Meister, Klientel-

staaten an der südlichen Grenze Rußlands 
zu errichten, besiegelt offiziell die Statio-
nierung von US-Abwehrraketen in Polen, 
der Tschechischen Republik, Israel und in 
bedrohlicher Weise sonstwo weit entfernt 
von den Vereinigten Staaten und dringt auf 
die Verflechtung der US-Planungen mit ei-
nem breiteren »Schild« der NATO. Damit 
wird Rußland zu aggressiverem Verhalten 
und beschleunigter Aufrüstung geradezu 
gezwungen (genau wie früher durch die 
NATO).

Besetzung des Irak
Und selbstverständlich unterstützt die 
NATO die Besetzung des Irak. NATO-
Generalsekretär Jaap de Hoop Schef-
fer brüstet sich regelmäßig, daß alle 26 
NATO-Staaten an der »Operation Iraqi 
Freedom« innerhalb des Irak oder in Ku-
wait beteiligt sind. Jedes einzelne Balk-
anland mit Ausnahme Serbiens hat im 
Irak Truppen gehabt und hat sie jetzt in 
Afghanistan. Die Hälfte der Staaten der 
ehemals sowjetischen Länder der Ge-
meinschaft unabhängiger Staaten (GUS) 
hat ebenfalls Truppen für den Irak zur 
Verfügung gestellt, einige davon auch in 
Afghanistan. Diese Länder sind Truppen-
übungsplätze zum Anlernen und »Inter-
Operationalisieren« der neuen »Partner«, 
und zum Erschließen einer neuen Rekru-
tierungsbasis für Söldner für die zuneh-
menden »out-of-area«-Operationen der 
NATO, die sich an den US-Kriegen in 
Afghanistan und Pakistan immer aktiver 
beteiligt. 

Die NATO prahlt, wie gesagt, mit 
ihrer Rolle in den Balkan-Kriegen, die 

ebenso wie die Kriege in Irak, Afghani-
stan und Pakistan einen Verstoß gegen 
die UN-Charta darstellten. Gesetzlosig-
keit ist zwangsläufiger Bestandteil des 
neuen »Strategischen Konzepts«. Statt 
der früheren (verlogenen) »kollektiven 
Selbstverteidigung« ermächtigen sich 
die NATO-Mächte auf ihrem Expansi-
onskurs selbst, militärische Feldzüge 
»out-of-area« oder sogenannte »nicht-
Artikel V-Missionen« außerhalb des 
NATO-Gebiets durchzuführen. Wie der 
Rechtswissenschaftler Bruno Simma 
schon 1999 bemerkte, »ist die Botschaft, 
welche diese Stimmen in unserem Zu-
sammenhang vermitteln, klar: Falls sich 
herausstellt, daß ein Mandat oder eine 
Legitimation durch den Sicherheitsrat 
für bevorstehende »nicht-Artikel V-Mis-
sionen« mit Streitkräften nicht zu errei-
chen ist, muß die NATO immer noch 
in der Lage sein, eine solche Zwangs-
vollstreckung durchzuziehen. Daß die 
Allianz dazu in der Lage ist, ist in der 
Kosovo-Krise demonstriert worden.« 

Die neue NATO schätzt sich glück-
lich, ihrem Herrn und Meister zu hel-
fen, rund um den Globus Macht zu de-
monstrieren. Außer der Hilfe bei der 
Einkreisung und Bedrohung Rußlands 
betreibt sie »Partnerschaftsabkommen« 
und führt gemeinsame Militärmanöver 
durch, so mit den sogenannten Ländern 
des Mittelmeer-Dialogs (Israel, Ägypten, 
Jordanien, Marokko, Tunesien, Maureta-
nien und Algerien). Ferner unterhält sie 
neue Partnerschaften mit den Staaten 
des Golf-Kooperationsrats (Bahrain, Ku-
wait, Saudi-Arabien, Oman, Katar und 
die Vereinigten Arabischen Emirate) 
und hat damit den militärischen Ein-
satzbereich der NATO von der Atlan-
tikküste Afrikas bis hin zum Persischen 
Golf ausgedehnt. In gleichen Zeitraum 
erfolgte eine ununterbrochene Serie von 
NATO-Besuchen und Seemanövern mit 
den meisten dieser neuen Partner sowie 
im vergangenen Jahr der erste bilateralen 
Militär-Vertrag der NATO mit Israel.

Der Pitbull ist bestens disponiert, Is-
rael zu helfen, seine massiven Rechts-
verletzungen fortzusetzen, den USA 
und Israel zu helfen, den Iran zu be-
drohen und möglicherweise anzugrei-
fen sowie das kooperative Programm 
zur Befriedung ferner Völker in Af-
ghanistan und Pakistan und sicher 
auch noch anderswo auszuweiten –  
alles angeblich im Interesse des Frie-
dens und der im Strategischen Konzept 
erwähnten »weiter gefaßten Stabilität«. 
Die NATO selbst liefert – wie die UNO 
– unter dem Anschein des Multilateralis-
mus einen Deckmantel für einen gesetz-
losen und praktisch unkontrollierten im-
perialen Ausdehnungsdrang. Tatsächlich 
stellt die NATO als aggressiver globaler 
Arm der USA und anderer eingebunde-
ner regionaler Imperialismen eine ernst-
hafte Bedrohung für den Frieden und 
die Sicherheit der Welt dar. Die NATO 
schickt sich an, ihren 60. Geburtstag 
zu feiern, und obwohl sie schon 1991 
hätte aufgelöst werden müssen, hat sie 
sich statt dessen ausgedehnt, nimmt ei-
ne neue bedrohliche Rolle an, die in 
ihrem Strategischen Konzept von 1999 
vorgezeichnet ist, und erfreut sich eines 
schreckenerregenden, bösartigen Wachs-
tums. 
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Dr. Peter Ramsauer (CDU/
CSU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! 
Meine sehr geehrten Damen 

und Herren! Herr Kollege Lafontaine, 
ich glaube, mit einer solchen markt-
schreierischen Demagogie (Lachen bei 
der Linken) werden Sie dem Ernst des 
Themas nicht gerecht. (Beifall bei der 
CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der FDP)

Wer so schreit und hinterher lacht, 
hat unrecht – so lehrt es ein Sprichwort, 
das ich in Kinderzeiten gelernt habe und 
das von seiner Gültigkeit, lieber Herr 
Lafontaine, nichts verloren hat. (Zuruf 
des Abg. Oskar Lafontaine, Die Linke: 
Das sagt der deutsche Volksmund, und 
Sie sollten sich an manches, was der 
deutsche Volksmund lehrt, erinnern.)

Die Bundeskanzlerin hat in ihrer Re-
gierungserklärung von Chancen gespro-
chen. Jawohl, die NATO ist eine große 
Chance für Deutschland, und Deutsch-
land und Europa brauchen dieses Bünd-
nis. Deutschlands Interessen lassen sich 
ohne die NATO nicht schützen: Frieden 
in Europa, Freundschaft mit unseren 
Nachbarn, Sicherheit für Handel und 
Sicherheit für Reisen. In anderen Staa-
ten gehören die nationalen Interessen 
zum parteiübergreifenden Konsens. In 
Deutschland ist das leider nicht ganz so. 
Hier steht oft schon allein der Begriff 
»nationale Interessen« im Geruch po-
litischer Unkorrektheit. (Zuruf von der 
Linken)

Ich bin vollkommen anderer Ansicht. 
Ich glaube, das Wahren nationaler In-
teressen macht unsere Außenpolitik 
glaubwürdig und berechenbar. Deswe-
gen halte ich es an einem Tag wie heute 
für angebracht, von deutschen und na-
tionalen Interessen in der Außen- und 
Sicherheitspolitik zu sprechen. 

Zu diesen Interessen gehört die 
Erfahrung, daß es ohne die NATO in 
Deutschland keinen erfolgreichen Wie-
deraufbau gegeben hätte, daß es kein 
Wirtschaftswunder gegeben hätte und 
daß wir kein Leben ohne Angst hätten. 
Ohne die NATO – das sage ich vor allen 
Dingen an die Kollegen von der Linken 
Fraktion – hätten die Bundesrepublik 
und Westeuropa Stalins Expansionsstre-
ben und damit kommunistischer Dikta-
tur und Mißwirtschaft nicht widerstehen 
können. Das ist eine historische Tatsa-
che.

Ohne die NATO hätten wir nicht das 
Glück der Wiedervereinigung gehabt. 
Auch da sage ich an die Adresse der 
Linken: Ohne die NATO würden unsere 
Landsleute in den neuen Bundesländern 
heute nicht in Freiheit und Sicherheit 
leben. (Beifall bei der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der FDP – Zuruf von 
der Linken)

Das gehört zur Wahrheit der letzten 
60 Jahre. (Volker Schneider, Die Linke: 
Aha! Hat also die NATO damals in Leip-
zig demonstriert? War da also die NATO 
auf der Straße, ja?)

(...)
Bundestagspräsident Dr. Norbert 

Lammert: Herr Kollege Ramsauer, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Kol-
legin Hänsel?

(Dr. Guido Westerwelle, FDP: Oh 
nein! Mein Gott, auch das noch!)

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): 
Bitte sehr.

(Dr. Karl A. Lamers, CDU/CSU: Die 
sitzt ganz links außen!)

Aha. Das wußte ich nicht. Jetzt weiß 
ich es.

Heike Hänsel (Die Linke): Herr 
Ramsauer, Sie haben ein interessantes 
Geschichtsverständnis. Sie sagten näm-
lich, daß die NATO in der DDR auf die 
Straße gegangen ist. 

(Hartmut Koschyk, CDU/CSU: Ach 
was! Aber Sie sind in der DDR auch 
nicht auf die Straße gegangen! – Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU: So ein Un-
sinn! – Was das wieder soll! – Oh! Oh!)

Das ist mir völlig neu. Ich sage Ihnen: 
Es waren die Menschen in der DDR, 
die diese massive Bewegung in Gang 
gesetzt haben, nicht die NATO. Außer-
dem haben Sie den Begriff »Freiheit« 
verwendet und gesagt, die NATO habe 
ermöglicht, daß wir heute in Freiheit le-
ben; das hat auch die Kanzlerin in ihrer 
Rede mehrmals erwähnt.

(Dr. Andreas Schockenhoff, CDU/
CSU: Stellen Sie jetzt mal bitte Ihre 
Frage! Kommen Sie endlich auf den 
Punkt!)

In diesem Zusammenhang habe ich 
eine Frage an Sie: 

(Dr. Andreas Schockenhoff, CDU/
CSU: Na endlich!)

Wie weit ist es mit unserer Freiheit 
gekommen, wenn es heutzutage in 
Frankreich und in Deutschland nicht 
möglich ist, so wie wir es uns vorstel-
len, zu demonstrieren, (Widerspruch 
bei der CDU/CSU), weil das Demon-
strationsrecht massiv eingeschränkt 
wurde, so daß es nicht mehr möglich 
ist, sich öffentlich zu artikulieren? Das 
gipfelte darin – ich glaube, daß vie-
le von Ihnen das gar nicht wissen –,  
daß in Frankreich sogar verboten wurde, 
die Friedensfahne, ein internationales 
Zeichen, aus dem Fenster zu hängen. 
Die Bevölkerung in Frankreich darf kei-
ne Friedensfahnen mehr aus dem Fen-
ster hängen.

(Abgeordnete der Fraktion Die Linke 
halten Transparente und Fahnen hoch – 
Zurufe von der CDU/CSU: Was ist denn 
da los? – Was machen die denn?)

Wir solidarisieren uns mit diesem 
Protest und sagen: Wir wollen das Recht 
auf Meinungsfreiheit wahrnehmen, und 
wir hoffen, daß am 4. April dieses Jahres 
viele Menschen nach Straßburg kom-
men.

Bundestagspräsident Dr. Norbert 
Lammert: Räumen Sie jetzt erst einmal 
diese ganzen Klamotten weg. Ihnen, 
Frau Kollegin Hänsel, erteile ich einen 
Ordnungsruf,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/
CSU – Heike Hänsel, Die Linke: Wie 
bitte? Das ist ein Zeichen des Frie-
dens!)

weil Sie bereits zum wiederholten 
Male gegen die auch mit den Mitglie-
dern Ihrer Fraktionsführung abgestimm-
ten Mindestnormen eines vernünftigen 
parlamentarischen Umgangs verstoßen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD 
und der FDP)

Ich mache Sie vorsichtshalber darauf 
aufmerksam, daß ich im Wiederholungs-
fall auch von meinem Recht, Sie von der 
Sitzung auszuschließen, Gebrauch ma-
chen werde.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der SPD)

Diese Mätzchen haben mit Parlamen-
tarismus überhaupt nichts zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): 
Herr Präsident, wenn Sie gestatten, fah-
re ich in meiner Rede fort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP – Dr. Guido Westerwelle, FDP: 
Genau! Bloß nicht darauf eingehen! 
Einfach weitermachen!)

Ich möchte mir nur eine Bemerkung 
erlauben – ich bitte, diese Ausführun-
gen mit Blick auf die Geschäftsordnung 
als Antwort zu behandeln; denn dann 
werden sie nicht auf meine Redezeit 
angerechnet –:

(Heiterkeit bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP – Klaus Uwe 
Benneter, SPD, zur CDU/CSU gewandt: 
Er hat das ganze Theater durch die 
Zulassung der Zwischenfrage doch erst 
ermöglicht! - Heiterkeit bei Abgeordne-
ten der SPD)

– Ich habe die Zwischenfrage zuge-
lassen; das ist richtig. Das spricht für Li-
beralität und Toleranz. – Liberalität und 
Toleranz wären heute ohne die NATO 
nicht möglich.

(Beifall bei der CDU/CSU und der 
FDP – Zurufe von der Linken)

Meine Damen und Herren von der 
Linken, zu dem, was auf Ihren Transpa-
renten steht – ich habe die Begriffe »Frie-
den«, »Peace« und »Pace« gelesen –,  
kann ich nur sagen: Die größte Frie-
densgarantie und Friedensmacht war in 
den letzten 60 Jahren die NATO. Darauf 
können wir stolz sein.
u Vollständiger Wortlaut der 90minüti-
gen Debatte: www.bundestag.de
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Kurz nachdem die USA zum 
Jahreswechsel glücklich ein 
Truppenstationierungsstatut 
sowie ein – kaum bekanntes –  

»strategisches Rahmenabkommen« mit 
dem besetzten Irak unter Dach und Fach 
gebracht hatten, hat der Nordatlantikrat 
beschlossen, das Engagement der NATO 
im Zweistromland kräftig auszuweiten. 
Die Militärallianz ist ebenfalls dabei, mit 
Bagdad ein Kooperationsabkommen für 
eine langfristige Anbindung des Landes 
auszuarbeiten. Die wichtigste Rolle der 
NATO in diesem Krieg besteht jedoch dar-
in, trotz divergierender Interessen einzel-

ner Mächte, eine verläßliche militärische 
Zusammenarbeit und eine einheitliche Po-
litik der westlichen Staaten gegenüber dem 
ölreichen Land sicherzustellen. 

Die 1990 eingeleiteten Maßnahmen, 
den Irak als Regionalmacht auszuschalten 
und sich wieder Zugriff auf das irakische 
Öl zu verschaffen, waren stets ein über-
wiegend angelsächsisches Unternehmen. 
Sie wurden jedoch bis 2003 von allen 
NATO-Staaten einhellig mitgetragen. Alle 
beteiligten sich direkt mit Truppen oder 
durch logistische und finanzielle Unter-
stützung am ersten US-geführten Krieg 
gegen den Irak. Geschlossen sorgten sie 

auch dafür, daß das mörderische Embar-
go trotz massiver Kritik und Hunderttau-
senden von Opfern dreizehn Jahre lang 
fortgesetzt wurde. Einen Dissens gab es 
erst, als die US-Regierung unter Präsident 
George W. Bush die Stimmung nach den 
Terroranschlägen vom 11.9.2001 nutzend 
die Invasion vorbereitete. Sechs der heute 
26 NATO-Staaten – Deutschland, Frank-
reich, Belgien, Kanada, Luxemburg und 
Griechenland – lehnten diese Aggression 
ab. Die Mehrheit jedoch zog hinter der 
Führungsmacht im Rahmen der »Koalition 
der Willigen« in den Krieg.

Ungeachtet der Antikriegsrhetorik der 
von Gerhard Schröder (SPD) geführten 
Bundesregierung überstieg in der Praxis die 
deutsche Kriegsunterstützung die der mei-
sten anderen US-Verbündeten. Deutschland 
wurde nicht nur zur wichtigsten logisti-
schen Drehscheibe, die Bundeswehr stellte 
auch bis zu 4 200 Soldaten für Aufgaben in 
US-Kasernen ab, die amerikanische Kolle-
gen für den Kriegseinsatz freisetzten, und 
stationierte ABC-Schutzpanzer in Kuwait. 
Berlin stellte dabei die Bündnisverpflich-
tung gegenüber der NATO über internatio-
nales Recht, das nicht nur jegliche Unter-
stützung eines Aggressionskrieges verbie-
tet, sondern sogar die aktive Verhinderung 
jeglicher Kriegsvorbereitung vom eigenen 
Boden aus fordert.

Obwohl sie offiziell nicht in die Kriegs-
vorbereitungen einbezogen war, stellte die 
NATO der Türkei AWACS-Überwachungs-
flugzeuge und Patriot-Abwehrraketen für 
einen potentiellen Gegenangriff des Irak 
zur Verfügung. Da die AWACS-Flugzeuge, 
in denen auch Bundeswehreinheiten Dienst 
taten, weit in den Irak spähen konnten, wa-
ren ihre Daten ohne weiteres auch für die 
Zielplanung der angreifenden Armeen von 
Nutzen. Die NATO war somit entgegen 

ihren Verlautbarungen unmittelbar in den 
Angriffskrieg einbezogen.

Mit den ersten Bomben, die in Bagdad 
einschlugen, stellten sich die Kriegskriti-
ker innerhalb der NATO auch öffentlich 
wieder voll hinter die US-Politik. Nach-
dem der Krieg nun leider begonnen hätte, 
so Bundesaußenminister Joseph Fischer 
(Bündnis 90/Die Grünen) damals, könne 
man nur hoffen, daß die US-geführte Ko-
alition rasch den Sieg davon trage, alles an-
dere wäre eine Katastrophe. Deutschland 
und Frankreich haben es zwar in der Folge 
nicht ungern gesehen, daß die USA und 
Großbritannien im Irak in massive Schwie-
rigkeiten gerieten, fürchten aber aus ei-
genem Interesse deren völliges Scheitern. 
Dies würde einen gewaltigen Rückschlag 
für den Einfluß aller westlichen Staaten 
in einer Region bedeuten, die auch für sie 
wirtschaftlich und geostrategisch von exi-
stentieller Bedeutung ist.

Die Mehrheit der Bevölkerungen in den 
NATO-Staaten war gegen den Krieg. Der 
öffentliche Druck zwang Spanien nach ei-
nem Regierungswechsel im April 2004, 
seine Truppen zurückzuziehen. Ungarn 
und die Niederlande folgten im März 
2005, Italien und Norwegen 2006. Den-
noch stimmten schließlich auf dem NATO-
Gipfel im Juni 2004 auch die Kriegsgegner 
einem direkten Beitrag bei der Besatzung 
zu. Etwa 300 Militärberater und Ausbilder 
wurden ins besetzte Land entsandt, um 
eine »NATO-Training Mission-Iraq« auf-
zubauen. Mit Sicherheitspersonal beträgt 
der Umfang dieser Mission zeitweilig bis 
zu 3 000 Mann. Bisher wurden durch sie 
über 10 000 irakische Offiziere auf NATO-
Praxis und -Ideologie getrimmt. Darüber 
hinaus haben die NATO-Staaten große 
Menge an Waffen, Munition und sonstiges 
Rüstungsmaterial bereitgestellt.
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Die Kriegspolitik der USA
Der Kanadier Gabriel Kolko zeigt in 
seinem Buch auf, dass der Hang
zum Krieg die US-amerikanische
Außenpolitik schon seit Beginn des
Kalten Krieges prägt. Von Korea
über Vietnam bis zum Irak durch-
ziehen die Kriegsbesessenheit und
die Selbstüberschätzung der USA
die jüngste Geschichte der einzigen
übrig gebliebenen Supermacht wie
ein roter Faden.

Gabriel Kolko 
Machtpolitik ohne

Perspektive
Die USA gegen den 

Rest der Welt 

Aus dem Englischen von
Maren Hackmann

330 Seiten, Broschur, 2007
978-3-85869-356-3, Euro 24,–

Rotpunktverlag.
www.rotpunktverlag.ch  

Kolko_junge Welt.qxp  29.3.2009  21:21 Uhr  Seite 1

60 Jahre NaTO

jungeWelt
Die TageszeitungDiese Zeit braucht

 diese Tageszeitungwww.jungewelt.de

 Die NATO im Irak
Truppen, Waffen und Trainingsprogramme: Befürworter wie Gegner des Krieges im Militärpakt stehen an 
der Seite der US-Besatzungsmacht. Von Joachim Guilliard
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Und was machen Sie während 
des NATO-Gipfels Anfang 
April? »Ich habe vor, das Wo-
chenende in den Vogesen zu 

verbringen, da wird sich Obama bestimmt 
nicht aufhalten.« Was die Leserinnen und 
Leser auf die Umfrage der elsässischen 
Gratiszeitung 20minutes antworten, läßt 
deutlich erkennen: Neue Freunde gewinnt 
die NATO in Strasbourg und Umgebung 
nicht. »Für einen Abend unter Kollegen, 
die im Viersternerestaurant in aller Ru-
he Sauerkraut essen wollen, wird das 
ganze Elsaß fünf Tage lang blockiert«, 
empört sich ein Leser. Ein anderer, der 
in der »roten Zone« beschäftigt ist, er-
klärt, warum er die Aufforderung seines 
Chefs, doch besser Urlaub zu nehmen, 
verweigert hat: »Ich sehe nicht ein, wieso 
ich der NATO auch nur einen Tag opfern 
sollte«; da scheut er auch nicht davor 
zurück, »unzählige Formulare auszufül-
len, um einen Passierschein zu kriegen.« 
Andere geben klein bei: »Mein Mann 
muß zwei Tage Urlaub nehmen am 3. und 
4. April, weil er wegen all der Kontrol-
len nicht zu seinem Arbeitsplatz kommt. 
Merci, Sarko!« Dank des Jagdverbotes, 
das übers ganze Department verhängt 
wurde, ärgern sich sogar die Jäger: »Ich 
wohne 50 Kilometer von Strasbourg 
entfernt. Selbst mit leistungsfähigen Ku-
geln hätte ich es schwer, Obama zu tref-
fen.« Die allgemeine Stimmung in der 
elsässischen Metropole bringt folgendes 
Statement zum Ausdruck: »Gibt es nicht 
genügend Militärbasen in irgendwelchen 
verlassenen Ecken, wo sich diese ganzen 
Edelwäscheträger versammeln könnten 
(Grönland, Sibirien), ohne knapp zwei 
Millionen Leute zu belästigen?« 

Wie man hört, ist auf der badischen 
Seite des Rheins die Laune nicht viel 
besser. Da dürften die mahnenden Worte 
der Regierungspolitiker, wieviel man der 
NATO verdanke, wohl verpuffen: »Ohne 
die NATO hätten wir nicht das Glück der 
Wiedervereinigung gehabt«, frohlockte 
der CSU-Politiker Peter Ramsauer ver-
gangenen Donnerstag im Bundestag, und 
dabei dachten wir immer, die legendären 
Leipziger und bärtigen Bürgerrechtler 
seien es gewesen. Egal: Der Anschluß 
der DDR ist in Deutsch-Südwest immer 
schon skeptisch gesehen worden (»noch 
mehr Preußen« usw.). 

Der Polizeiführungsstab der BAO »At-
lantik« in Freiburg weiß genau, wo der 
Hauptfeind steht: »Sollte sich bei uns ein 
schwarzer Block bilden, wird der hier 
verarbeitet«, tönte Landespolizeichef Er-
win Hetger in der Badischen Zeitung, 
kündigte »Selektionen« auf der Rhein-
brücke an – und forderte im gleichen 
Atemzug die Demonstranten auf, endlich 
»verbal abzurüsten.« Der Mann ist offen-
bar unter dem Nazirichter Hans Filbinger 
groß geworden, der das Ländle zwölf (!) 
Jahre lang regiert hat. 

Der Staatsschutz hat genau mitgezählt, 
daß es bis März 337 bundesweite und 80 
landesweite Protestvorbereitungstreffen 
gegeben hat. Bravo! Hetgers Stellvertreter 
Detlef Werner weiß, wer da alles demon-
strieren will: »Wir haben ein recht hohes 
Potential an friedlichen Gegnern, aber 
auch geschätzt 2 000 bis 3 000 Nichtfried-
liche«, und zwar aus der »linksextremisti-
schen Szene«. Nicht zu vergessen die Isla-
misten. Am besten, man rührt alle zusam-
men: Der NATO-Gipfel stelle »sowohl 
für Extremisten auf der rechten wie der 
linken Seite des politischen Spektrums als 
auch für religiöse Fundamentalisten ein 
›lohnendes‹ Ziel von Aktionen bis hin zu 
terroristischen Anschlägen dar«, begrün-
det die Stadt Kehl ihre Allgemeinverfü-
gung. »Atlantik« ist mit 14 600 Beamten 

aber gut aufgestellt und verweist auf seine 
zehn »verrichtungsorientierten« Einsatz-
abschnitte. Eine Verrichtung beinhaltet z. 
B. den »Schutz von Versammlungen so-
wie alle Interventionsaufgaben (gewalttä-
tige Demonstrationen, Blockaden, Haus- 
bzw. Geländebesetzungen, Räumung von 
Camps)«. 

Die elsässische Verwaltung schließt 
sich diesem »Hysteriegeschwätz« (Rei-
ner Braun vom Protest-Vorbereitungsko-
mitee) an. Präfekt Marc Rebière warnte 
wiederholt vor »Kampfkommandos« 
unkontrollierbarer Gegner. »Die Gefahr 
ist real« – und wurde schonungslos be-
kämpft, indem die Polizei terrorverdäch-
tige Regenbogen-Fahnen beschlagnahm-
te. Als daraufhin allgemeine Empörung 
einsetzte, wollte es keiner gewesen sein: 
Die Präfektur habe »absolut keine An-
weisungen« zur Fahneneinziehung er-
teilt, die Gendarmerie »in keiner Weise« 
etwas mit derlei Aktionen zu tun, das In-
nenministerium in Paris mutmaßte, Poli-
zisten hätten die Befehlslage »überinter-
pretiert«. »War es Übereifer oder ein Test 
auf die Reaktion der Einwohner?«, fragt 
die Tageszeitung L’ Alsace. Bürgermei-
ster Roland Ries (Sozialisten) mahnte 
an, der NATO-Gipfel müsse »vereinbar 
mit der freien Meinungsäußerung aller« 

sein und die Grundrechte achten. Ein 
später Einfall, angesichts bis zum Ende 
andauernder Behinderung von Camps, 
Kundgebungen und Bewegungsfreiheit. 
Auch die Badischen werden sich ange-
sichts von Hausarrest, Zwangsschließung 
des Kehler Rheinhafens und Wiederein-
führung von Grenzkontrollen fragen, was 
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) 
meint, wenn sie die NATO als »Garant« 
für Demokratie bezeichnet. 

Wie heißt es in der Marseillaise: »Con-
tre nous de la tyrannie l’étendard sanglant 
est levé – Gegen uns wurde der Tyrannei 
blutiges Banner erhoben.« Anders ausge-
drückt: Für Demokratie kämpfen nicht 
die NATO-Truppen, sondern diejenigen, 
die gegen die Militärallianz auf die Stra-
ße gehen. Aux manifs, citoyen(ne)s! 

Der Autor ist Journalist und Lan-
desgeschäftsführer der Deutschen 
Friedensgesellschaft – Vereinigte 
KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) in 
Berlin-Brandenburg
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J
e näher der Jubiläumsgipfel der  

NATO rückt, desto nervöser rea-

gieren die Behörden auf Kriegs-

kritik. Bei einer Demonstration bel-

gischer Friedensgruppen vor der Zen-

trale des Militärpakts in Brüssel sind 

am Samstag Presseberichten zufolge 

mehr als 300 Menschen festgenom-

men worden – mehr als die Hälf-

te aller Teilnehmer insgesamt. Die 

Kriegsgegner forderten den Abzug 

der NATO-geführten Besatzungs-

truppen aus Afghanistan und die Auf-

lösung der Militärallianz. »Die NA-

TO verursacht mehr Probleme als sie 

löst«, erklärte Roel Stynen vom ört-

lichen Antikriegsbündnis. Als »Waf-

feninspekteure« gewaltfrei Zugang 

zum abgeschotteten Militärgelände 

begehrten, drängte die Polizei sie mit 

Hilfe von Reiterstaffeln vom Zaun ab 

und nahm sie fest. Immerhin ein Ak-

tivist gelangte auf das Areal, wurde 

dort aber ebenfalls sofort verhaftet.

Auch Strasbourg, Baden-Baden 

und Kehl, wo die NATO am 3. und 

4. April anläßlich ihres 60. Grün-

dungstages einen Jubiläumsgipfel 

zelebrieren will, werden zu kritikfrei-

en Zonen gemacht. Die französische 

Nachrichtenagentur AFP bestätigte 

am Wochenende eine Meldung von 

junge Welt (21./22. März), wonach 

bereits Einwohner der Elsaßmetro-

pole aufgefordert wurden, Zeichen 

des Protests aus ihren Fenstern zu 

nehmen. Mehrere Bürger berichteten 

demnach, sie seien von der Polizei 

angehalten worden, Friedensfah-

nen in Regenbogenfarben mit dem 

Slogan »No to  NATO« umgehend 

abzuhängen. Derweil eskalieren die 

französischen Behörden die Ausein-

andersetzung um das außerhalb von 

Strasbourg geplante Camp von Frie-

densaktivisten. Angesichts der Auf-

lagen der Präfektur wird mittlerweile 

erwogen, sich dezentral in Parks und 

auf Plätzen in der ganzen Stadt nie-

derzulassen. »Für die Behörden ist 

diese Aussicht ein Alptraum«, melde-

te AFP am Sonntag. Protestaktionen 

an unterschiedlichen Orten würden 

die »Sache komplizieren«, räumte 

Pierre Ory, Kabinettschef in der Prä-

fektur Strasbourg, ein.

In Baden-Baden, wo sich die 

Staats- und Regierungschefs aus 26 

Ländern am 3. April mit einem pom-

pösen Galadiner in Szene setzen und 

Kriegsgegner eben dies verhindern 

wollen, reagiert die Bevölkerung 

schon jetzt genervt ob des Ausnah-

mezustands. Mittlerweile wurden 

mehr als 1 000 Halteverbots- und 

Umleitungsschilder aufgestellt, die 

Teile des Kurstädtchens zu einer No-

go-Area machen. Entgegen der offizi-

ellen Verlautbarungen ist die NATO 

nicht willkommen. Einer Straßenum-

frage der Lokalpresse zufolge lehnen 

90 Prozent der Befragten das Event 

ab. »Was dulden wir diese Militari-

sten in der Stadt. Ich habe Leid und 

Krieg einmal mitgemacht. Nie wie-

der«, meinte demnach ein Rentner.

Klage gegen Folterlager Guantánamo

Anwälte von 30 Häftlingen werfen Obamas Regierung Verstoß gegen Genfer Konventionen vor

  

R
und 30 Insassen des US-Fol-

terlagers Guantánamo auf 

Kuba ziehen gegen ihre Haft-

bedingungen vor Gericht. In dem der 

Nachrichtenagentur AFP vorliegen-

den Antrag an ein Bundesgericht in 

Washington werfen die Anwälte der 

Häftlinge der US-Regierung Verstöße 

gegen die Genfer Konventionen vor. 

Diese Menschenrechtsverletzungen 

müßten beendet werden.

Als Beispiel wird in der bereits 

am Donnerstag eingereichten Klage 

aufgeführt, daß Guantánamo-Insas-

sen 22 Stunden pro Tag in Isolations-

haft gehalten würden, obwohl sie gar 

nicht mehr als Terroristen verdächtigt 

würden. Es ist die erste derartige Kla-

ge, die seit Beginn der Amtszeit von 

US-Präsident Barack Obama am 20. 

Januar eingereicht wurde. Obama hat 

ein Dekret unterschrieben, wonach 

das Lager bis Ende Januar 2010 ge-

schlossen werden soll.

Den Anwälten geht es zunächst 

insbesondere darum, daß sich ein 

Bundesgericht für einen derartigen 

Antrag für zuständig erklärt. Eine 

Entscheidung wird in den kommen-

den Tagen erwartet. Vor drei Jahren 

hatte der Oberste Gerichtshof der 

USA den Guantánamo-Insassen das 

Recht eingeräumt, gegen ihre Haft 

vor Zivilgerichten zu klagen.

In einem Pentagon-Bericht hatte 

es vergangenen Monat geheißen, die 

Bedingungen für die derzeit rund 240 

Häftlinge in dem Gefangenenlager 

entsprächen den Genfer Konventio-

nen. Menschenrechtsorganisationen 

hatten diesen Befund scharf kritisiert. 

Vergangene Woche schaffte die US-

Regierung die von ihr erfundene Be-

zeichnung »feindliche Kämpfer« für 

die Insassen des berüchtigten Gefan-

genenlagers ab. Damit gelte für sie 

internationales Recht, erläuterte das 

US-Justizministerium.

Das Lager wurde nach den An-

schlägen vom 11. September 2001 auf 

Befehl des damaligen US-Präsiden-

ten George W. Bush im darauffol-

genden Januar eingerichtet. Seither 

waren bzw. sind darin mehr als 800 

Männer und Jungen inhaftiert.

  

(AFP/jW)
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Frühe Hinweise auf 

Einsturzgefahr

KÖLN. Schon Monate vor dem Ein-

sturz des Kölner Stadtarchivs hat 

es am späteren Unglücksort einen 

Wassereinbruch gegeben. Bei 

Baustellenbesprechungen war von 

einem »hydraulischen Grundbruch 

im September« und von Wasser-

durchlässigkeiten bei Schlitzwän-

den die Rede, wie die Stadt am 

Freitag abend mitteilte. Die Staats-

anwaltschaft will die neuen Er-

kenntnisse nach eigenen Angaben 

vom Samstag in ihre Ermittlungen 

einbeziehen. 

Ein sogenannter hydraulischer 

Grundbruch, eine durch Grundwas-

ser verursachte Verschiebung von 

Erdreich, gilt Experten zufolge aus 

wahrscheinliche Ursache des Un-

glücks vom 3. März. Beim Einsturz 

des Stadtarchivs und zweier Nach-

barhäuser in eine davor liegende 

U-Bahn-Baustelle waren zwei junge 

Männer ums Leben gekommen. Au-

ßerdem wurden wertvolle Schriften 

und Dokumente unter den Archiv-

trümmern verschüttet.  
(AFP/jW)
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Ungarn: Gyurcsány 

tritt zurück

BUDAPEST. Angesichts schwindenden 

Rückhalts in der Finanzkrise hat 

der ungarische Ministerpräsident 

Ferenc Gyurcsány (Foto) die Not-

bremse gezogen und überraschend 

seinen Rücktritt erklärt. Er sei offen-

bar ein Hindernis bei den nötigen 

Reformen, erklärte Gyurcsány am 

Samstag auf dem Parteitag seiner 

sozialistischen MSZP in Budapest.

Gyurcsány kündigte an, das Par-

lament am Montag offiziell über 

seine Entscheidung in Kenntnis 

zu setzen. Er hoffe, daß Verhand-

lungen mit anderen Parteien der 

künftigen Regierung eine breitere 

Mehrheit verschaffen könnten.

Die oppositionelle Mitte-rechts 

Partei Fidesz lehnte Gespräche 

ab. Sie kündigte an, die Auflösung 

des Parlaments und Neuwahlen 

zu beantragen. »Die sozialistische 

Regierung ist eine Schande für das 

Land«, hieß es in einer Erklärung 

der Partei.  
(AP/jW)
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Geburtsstunde des Faschismus

Vor 90 Jahren gründete Benito Musso-

lini die »Italienischen Kampfbünde«. 

Die Großindustriellen des Apennin 

hatten damit das seit Jahren gesuch-

te Instrument gegen sozialistische 

Einflüsse gefunden.             Seiten 10/11
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Waffeninspekteure der Friedensbewegung unerwünscht – Polizeigroßeinsatz vor der NATo-Zentrale in Brüssel am Samstag

NATo läßt räumen

Vor dem Gipfel: Mehr als 300 Festnahmen bei gewaltfreiem Protest in Brüssel. Friedensfahnen in 

Strasbourg sollen abgehängt werden. Von Rüdiger Göbel
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NATO läßt räumen

Vor dem Gipfel: Mehr als 300 Festnahmen bei gewaltfreiem Protest in Brüssel. Friedensfahnen in Strasbourg sollen abgehängt werden. Von Rüdiger Göbel

bu Waffeninspekteure der Friedensbewegung unerwünscht – Polizeigroßeinsatz vor der NATO-Zentrale in Brüssel am Samstag

Je näher der Jubiläumsgipfel der  NATO rückt, desto nervöser reagieren die Behörden auf Kriegskritik. Bei einer Demonstration belgischer Friedensgruppen vor der Zentrale des Militärpakts in Brüssel sind am Sams-

tag Presseberichten zufolge mehr als 300 Menschen festgenommen worden – mehr als die Hälfte aller Teilnehmer insgesamt. Die Kriegsgegner forderten den Abzug der NATO-geführten Besatzungstruppen aus Afgha-

nistan und die Auflösung der Militärallianz. »Die NATO verursacht mehr Probleme als sie löst«, erklärte Roel Stynen vom örtlichen Antikriegsbündnis. Als »Waffeninspekteure« gewaltfrei Zugang zum abgeschotteten 

Militärgelände begehrten, drängte die Polizei sie mit Hilfe von Reiterstaffeln vom Zaun ab und nahm sie fest. Immerhin ein Aktivist gelangte auf das Areal, wurde dort aber ebenfalls sofort verhaftet.

Auch Strasbourg, Baden-Baden und Kehl, wo die NATO am 3. und 4. April anläßlich ihres 60. Gründungstages einen Jubiläumsgipfel zelebrieren will, werden zu kritikfreien Zonen gemacht. Die französische Nach-

richtenagentur AFP bestätigte am Wochenende eine Meldung von junge Welt (21./22. März), wonach bereits Einwohner der Elsaßmetropole aufgefordert wurden, Zeichen des Protests aus ihren Fenstern zu nehmen. 

Mehrere Bürger berichteten demnach, sie seien von der Polizei angehalten worden, Friedensfahnen in Regenbogenfarben mit dem Slogan »No to  NATO« umgehend abzuhängen. Derweil eskalieren die französischen 

Behörden die Auseinandersetzung um das außerhalb von Strasbourg geplante Camp von Friedensaktivisten. Angesichts der Auflagen der Präfektur wird mittlerweile erwogen, sich dezentral in Parks und auf Plätzen in 

der ganzen Stadt niederzulassen. »Für die Behörden ist diese Aussicht ein Alptraum«, meldete AFP am Sonntag. Protestaktionen an unterschiedlichen Orten würden die »Sache komplizieren«, räumte Pierre Ory, Kabi-

nettschef in der Präfektur Strasbourg, ein.

In Baden-Baden, wo sich die Staats- und Regierungschefs aus 26 Ländern am 3. April mit einem pompösen Galadiner in Szene setzen und Kriegsgegner eben dies verhindern wollen, reagiert die Bevölkerung schon 

jetzt genervt ob des Ausnahmezustands. Mittlerweile wurden mehr als 1 000 Halteverbots- und Umleitungsschilder aufgestellt, die Teile des Kurstädtchens zu einer No-go-Area machen. Entgegen der offiziellen Verlaut-

barungen ist die NATO nicht willkommen. Einer Straßenumfrage der Lokalpresse zufolge lehnen 90 Prozent der Befragten das Event ab. »Was dulden wir diese Militaristen in der Stadt. Ich habe Leid und Krieg einmal 

mitgemacht. Nie wieder«, meinte demnach ein Rentner.

Klage gegen Folterlager Guantánamo

Anwälte von 30 Häftlingen werfen Obamas Regierung Verstoß gegen Genfer Konventionen vor

 Rund 30 Insassen des US-Folterlagers Guantánamo auf Kuba ziehen gegen ihre Haftbedingungen vor Gericht. In dem der Nachrichtenagentur AFP vorliegenden Antrag an ein Bundesgericht in Washington werfen 

die Anwälte der Häftlinge der US-Regierung Verstöße gegen die Genfer Konventionen vor. Diese Menschenrechtsverletzungen müßten beendet werden.

Als Beispiel wird in der bereits am Donnerstag eingereichten Klage aufgeführt, daß Guantánamo-Insassen 22 Stunden pro Tag in Isolationshaft gehalten würden, obwohl sie gar nicht mehr als Terroristen verdächtigt 

würden. Es ist die erste derartige Klage, die seit Beginn der Amtszeit von US-Präsident Barack Obama am 20. Januar eingereicht wurde. Obama hat ein Dekret unterschrieben, wonach das Lager bis Ende Januar 2010 

geschlossen werden soll.

Den Anwälten geht es zunächst insbesondere darum, daß sich ein Bundesgericht für einen derartigen Antrag für zuständig erklärt. Eine Entscheidung wird in den kommenden Tagen erwartet. Vor drei Jahren hatte der 

Oberste Gerichtshof der USA den Guantánamo-Insassen das Recht eingeräumt, gegen ihre Haft vor Zivilgerichten zu klagen.

In einem Pentagon-Bericht hatte es vergangenen Monat geheißen, die Bedingungen für die derzeit rund 240 Häftlinge in dem Gefangenenlager entsprächen den Genfer Konventionen. Menschenrechtsorganisationen 

hatten diesen Befund scharf kritisiert. Vergangene Woche schaffte die US-Regierung die von ihr erfundene Bezeichnung »feindliche Kämpfer« für die Insassen des berüchtigten Gefangenenlagers ab. Damit gelte für sie 

internationales Recht, erläuterte das US-Justizministerium.

Das Lager wurde nach den Anschlägen vom 11. September 2001 auf Befehl des damaligen US-Präsidenten George W. Bush im darauffolgenden Januar eingerichtet. Seither waren bzw. sind darin mehr als 800 Männer 

und Jungen inhaftiert.

  

(AFP/jW)

Frühe Hinweise auf Einsturzgefahr

Köln. Schon Monate vor dem Einsturz des Kölner Stadtarchivs hat es am späteren Unglücksort einen Wassereinbruch gegeben. Bei Baustellenbesprechungen war von einem »hydraulischen Grundbruch im Septem-

ber« und von Wasserdurchlässigkeiten bei Schlitzwänden die Rede, wie die Stadt am Freitag abend mitteilte. Die Staatsanwaltschaft will die neuen Erkenntnisse nach eigenen Angaben vom Samstag in ihre Ermittlungen 

einbeziehen. 

Ein sogenannter hydraulischer Grundbruch, eine durch Grundwasser verursachte Verschiebung von Erdreich, gilt Experten zufolge aus wahrscheinliche Ursache des Unglücks vom 3. März. Beim Einsturz des Stadtar-

chivs und zweier Nachbarhäuser in eine davor liegende U-Bahn-Baustelle waren zwei junge Männer ums Leben gekommen. Außerdem wurden wertvolle Schriften und Dokumente unter den Archivtrümmern verschüttet. 

 

(AFP/jW)
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Ungarn: Gyurcsány tritt zurück

Budapest. Angesichts schwindenden Rückhalts in der Finanzkrise hat der ungarische Ministerpräsident Ferenc Gyurcsány (Foto) die Notbremse gezogen und überraschend seinen Rücktritt erklärt. Er sei offenbar ein 

Hindernis bei den nötigen Reformen, erklärte Gyurcsány am Samstag auf dem Parteitag seiner sozialistischen MSZP in Budapest.

Gyurcsány kündigte an, das Parlament am Montag offiziell über seine Entscheidung in Kenntnis zu setzen. Er hoffe, daß Verhandlungen mit anderen Parteien der künftigen Regierung eine breitere Mehrheit verschaf-

fen könnten.

Die oppositionelle Mitte-rechts Partei Fidesz lehnte Gespräche ab. Sie kündigte an, die Auflösung des Parlaments und Neuwahlen zu beantragen. »Die sozialistische Regierung ist eine Schande für das Land«, hieß es 

in einer Erklärung der Partei.  

(AP/jW)
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Krieg in den Köpfen 

In den USA herrscht Krieg. Die Bomben-
explosionen im Irak erschüttern auch den
US-amerikanischen Alltag. »Shock and
Awe« verbreitet die US-Regierung nicht nur
im Nahen Osten, sondern auch im eigenen
Land. Korruption und Katastrophen-
kapitalismus florieren hier wie dort. Was
kann eine Demokratie dem jahrelangen
Ausnahmezustand entgegenhalten? 
Wie bleibt eine Gesellschaft im unendlichen
Krieg zivil?
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 Polizeiverrichtungen
Wo die NATO hinkommt, macht sie sich unbeliebt. Von Frank Brendle
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